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Sachverhalt 

1. Planungsrechtllches Verfahren 

1.1 Verfahrensdaten 

Abschliessender Vorprüfungsbericht 

Mitwirkung 

Öffentliche Auflage 
Beschluss Gemeindeversammlung 
Eingereicht zur Genehmigung 

Ablauf der Beschwerdefrist 

15. April 2020 
6. November 2017 bis 5. Dezember 2017 

17. August 2020 bis 15. September 2020 
10.Juni2021 
21. Oktober 2021 

21 . August 2021 

Die Verfahrensvoraussetzungen für die Genehmigung sind erfüllt. 

1.2 Genehmigungsbehörde 

Der Regierungsrat ist für die Genehmigung der eingereichten Vorlage zuständig. Sie fällt nicht unter 

die Ausnahmen, die gemäss § 27 Abs. 1 des Gesetzes über Raumentwicklung und Bauwesen (Bau­

gesetz, BauG) vom 19. Januar 1993 durch den Grassen Rat zu genehmigen sind. 

1.3 Rechtsschutz 

Zur Vorlage sind keine Beschwerden eingereicht worden. 

2. Die Vorlage im Überblick 

Zur Genehmigung liegen die verbindlichen Inhalte der von der Gemeindeversammlung Gebenstorf 

am 10. Juni 2021 beschlossenen Vorlage vor: 

• Bauzonenplan 1 :2'500 vom 18. August 2021 

• Kulturlandplan 1 :5'000 vom 18. August 2021 

• Bau- und Nutzungsordnung vom 18. August 2021 

Die verbindlichen Teile der Vorlage sind im Planungsbericht der Gemeinde vom 18. August 2021 er­

läutert und begründet (Planungsbericht gemäss Art. 47 Raumplanungsverordnung, RPV). 



2.1 Planungsgegenstand und Zielsetzungen 

Die rechtskräftige Nutzungsplanung stammt von 2001 . Die Rahmenbedingungen haben sich seither 

deutlich verändert (Raumplanungsgesetz [RPG), BauG, Bauverordnung [BauV], kantonaler Richt­

plan). Die am 3. März 2013 angenommene Revision des RPG hat zum Ziel, das flächige Siedlungs­

wachstum zu beschränken und an guten Lagen die Innenentwicklung zu fördern. 

Es gilt nun, die rechtskräftige Bau- und Nutzungsordnung (BNO) vom 19. Dezember 2001 zu überar­

beiten und auf die veränderten Bedürfnisse und Rahmenbedingungen in Gesellschaft, Wirtschaft, 

Staat, aber auch auf die angestrebte regionale Gesamtentwicklung, auszurichten. Gleichzeitig sollen 

unter anderem die bestehenden Differenzen zu den kantonalen Dekreten (Wasserschlossdekret 
[WSD) / Reussuferschutzdekret [RUD)) bereinigt und die Begriffe, respektive Messweisen des Kon­

kordats "Interkantonale Vereinbarung über die HamJonisierung der Baubegriffe" (IVHB) sachgerecht 

übernommen werden. 

Die Ziele der Gesamtrevision der allgemeinen Nutzungsplanung werden unter anderem aus dem 

Leitbild des Gemeinderats abgeleitet. Darin ist festgehalten, dass die Gemeinde angemessen weiter­

entwickelt werden soll und dabei die Förderung der Lebens- und Wohnqualität höchste Priorität ge­

niessen. 

Als weitere massgebende kommunale Grundlagen für die Revision dienen der Entwicklungsrichtplan 

(ERP) "Ortskerne" und das Entwicklungskonzept "Geelig" sowie die regionalen Entwicklungskon­

zepte (REK) von Baden Regio und Brugg Regio. 

2.2 Vorprüfungsergebnis 

Die Vorprüfung wurde mit Bericht vom 15. April 2020 mit Vorbehalten und wichtigen Hinweisen abge­

schlossen. 

2.3 Nutzungsplan Siedlung 

Der Fokus im Nutzungsplan Siedlung liegt auf der Innenentwicklung und der Aktivierung der unüber­

bauten Schlüsselgebiete in den Wohn- und Mischzonen. Weiter werden die Potenziale mit spezifi­

schen Massnahmen in den überbauten Wohn- und Mischzonen genutzt. Es werden marginale Ein­

und Auszonungen vorgenommen. Das Fassungsvermögen liegt insgesamt unter dem Planwert der 

kantonalen Prognose. Die nötigen Vorkehrungen zur Mobilisierung und zur Erschliessung der inne­

ren Nutzungsreserven werden aber getroffen. 

Die Dorfzone der drei Ortskerne wird, gestützt auf eine Analyse der Dorfkerne, in zwei Dorfkernzo­
nen aufgeteilt. Dadurch gelingt eine Differenzierung der ortsbaulichen Qualitäten und Umsetzung der 

Entwicklungsziele. Beim grössten kommunalen Schlüsselgebiet und kantonalen Wohnschwerpunkt 

(WSP) "Geelig" erfolgt, gestützt auf einen ERP, nachgelagert eine Teiländerung der Nutzungspla­

nung und Erschliessungsplanung. Erste Anpassungen werden aber bereits vorgenommen. 

Die Gewässerräume wurden festgelegt und der Hochwasserschutz stufengerecht umgesetzt. 

2.4 Nutzungsplan Kulturland 

Im Nutzungsplan Kulturland wurde die Grundzonierung sachgerecht vorgenommen. Die Landschaft 

von kantonaler Bedeutung (LkB) wurde mit einer Landschaftszone grundeigentümerverbindlich um­

gesetzt. Dazu gehören auch die weiteren Vorgaben bezüglich der Naturschutzbelange im Kulturland 

und Wald, respektive die Festsetzung der Gewässerräume. 
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2.5 Bau- und Nutzungsordnung (BNO) 

Die BNO wurde bezüglich IVHB angepasst. Die massgeschneiderte Siedlungsentwicklung wird zu­
dem mit diversen Massnahmen gefördert, insbesondere im Zusammenhang mit der Entwicklung der 

Dorfzone. Es werden weitere Regelungen für eine qualitative Entwicklung und spezifische Anreize 
für die Nutzungsintensivierung geschaffen. Nach dem Beschluss der Gemeindeversammlung vom 

10. Juni 2021 wurde die revidierte BauV per 1. November 2021 in Kraft gesetzt. Die Anpassung der 

BNO an die revidierte BauV ist deshalb noch nicht erfolgt. 

Erwägungen 

3. Gesamtbeurteilung 

3.1 Überprüfungs- und Änderungsbefugnis 

Die Genehmigungsbehörde prüft die Nutzungspläne auf Rechtmässigkeit, auf Übereinstimmung mit 

den kantonalen Richtplänen und den regionalen Sachplänen sowie auf angemessene Berücksichti­
gung der kantonalen und regionalen Interessen (§ 27 Abs. 2 BauG). 

Die Genehmigungsbehörde kann die Planung zur Änderung an die Gemeinde zurückweisen oder, 

nach vorgängiger Anhörung des Gemeinderats und der in ihren schutzwürdigen Interessen Betroffe­
nen, Änderungen selbst vornehmen, wenn sie von geringer Tragweite sind oder keine erhebliche 

Entscheidungsfreiheit besteht (§ 27 Abs. 2 BauG). 

3.2 Übereinstimmung mit dem kantonalen Richtplan 

Urbane Entwicklungsräume werden als Teil der Agglomerationen an Bedeutung gewinnen. Zusam­
men mit den Kernstädten stellen sie für den umliegenden ländlichen Raum Arbeitsplätze, Absatz­
märkte, Dienstleistungen und Infrastruktur zur Verfügung. Diese bereits gut erschlossenen Räume 

sollen zwei Fünftel und damit insgesamt den grössten Teil des prognostizierten Bevölkerungszu­
wachses bis 2040 aufnehmen. Zudem entfällt rund ein Drittel der angestrebten Beschäftigtenentwick­
lung auf die Urbanen Entwicklungsräume. Der zusätzliche Raumbedarf ist zu über 40 % durch hoch­

wertige Innenentwicklung zu decken. Die Wohnformen und -flächen sind städtisch und vielseitig zu 
gestalten, die Lebensqualität und Standortattraktivität sind zu verbessern. 

In den letzten Jahren hat sich die Bevölkerung der Gemeinde Gebenstorf sehr stark entwickelt. Die 

Bevölkerungszahl ist von 2010 bis 2017 um +1,8 % pro Jahr (total +12,5 %) angestiegen, was etwas 

über dem Planwachstum und der vorgegebenen Mindestdichte gemäss Richtplan liegt. 

Bevölkerung pro 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 b. 2010-2017 % 

Jahr 

Gebenstorf 4'664 4'692 4'802 4'877 4'888 4'955 5'145 5'249 +1 ,8 % pro Jahr 

In den kommenden Jahren soll aus kommunalen Überlegungen das quantitative Wachstum in zwei 

Schlüsselgebieten im Siedlungsgefüge aufgenommen werden, dies aber bei einer moderateren 

Wachstumsrate. 

Das Richtplankapitel S 1.2 gibt mit der Planungsanweisung 2.1 Dichteziele vor. Diese betragen für 
Gebenstorf mindestens 70 Einwohnerinnen und Einwohn~r pro Hektar (E/ha) bei den überbauten 

Gebieten und mindestens 90 E/ha für noch unüberbaute Areale. Da die Gemeinde Gebenstorf die 
Mindestdichten gemäss Richtplankapitel S 1.2 nach Planungsanweisung 2.1 nicht erreichen wird, 
sind neben den Schlüsselgebieten nur kleinflächige Einzonungen von Flächen möglich, die direkt an 

die Bauzone angrenzen, das weitgehend überbaute Gebiet nicht erweitern und weitere Anforderun­

gen erfüllen. 

3 von 26 



Die Ausführungen im Planungsbericht zeigen, dass das Fassungsvermögen der Gemeinde höher ist 

als die in der Nutzungsplanungsrevision angenommene Bevölkerungszahl. Die nötigen Kapazitäten 

zur Aufnahme der prognostizierten Bevölkerungsentwicklung bis 2032 lassen sich erreichen, sofern 

alle gemäss Vortage vorgesehenen Massnahmen beschlossen und kontinuierlich umgesetzt werden. 

Das in der Richtplankartf;l festgesetzte Siedlungsgebiet weist für die Gemeinde Gebenstorf kein zu­

sätzliches Siedlungsgebiet aus, weshalb auf eine Einzonung der Gebiete "Oberriedwies" und 

"Laubsiloo" verzichtet werden muss. 

Das Siedlungsgebiet nach Richtplankapitel S 1.2, Planungsanweisung 1.1 weist aber einen Anord­

nungsspielraum für die parzellenscharfe und planerisch zweckmässige Detailabgrenzung der Bauzo­

nen auf. Die Gemeinde hat sich kommunal differenziert mit dieser Thematik auseinandergesetzt und 

aussergewöhnlich viele Ein- und Auszonungen unter dem Aspekt der Anforderungen des kantonalen 

Richtplans Siedlung (Kapitel S 1.2) geprüft und vorgenommen. 

Die Ein- und Auszonungen Limmatspitz sind Teil eines bereits abgeschlossenen und rechtskräftigen 

Nutzungsplanungsverfahrens und nicht mehr darzulegen und zu bilanzieren (vgl. Regierungsratsbe­

schluss vom 5. April 2017). 

Weiter ist in Gebenstorf das Areal "Geelig" gemäss Richtplankapitel S 1.9, Planungsanweisung 1.1 

als WSP festgesetzt. Gestützt auf den zugrundeliegenden Planungsgrundsätzen wird mit dieser 

Festlegung e!ne hochstehende Siedlungserneuerung und -verdichtung beabsichtigt. Dabei ist aus­

zugsweise eine Mindestdichte von 120 E/ha (überbaute Wohn- und Mischzone), ein Mindestwohnan­

teil von 70 % und eine öV1-Erschliessungsgüteklasse B nachzuweisen. Es gilt nun, mit dieser Nut­

zungsplanung und den nachgelagerten Planungsverfahren die richtigen Rahmenbedingungen für 

eine hohe Wohnqualität mit hoher baulicher, attraktiver Freiraumgestaltung und einer sehr guten Er­

schliessung in diesem Gebiet sicherzustellen. 

Für das Gebiet "Geelig" besteht ein REK aus dem Jahr 2018. Dieses sieht die Transformation des 

heutigen, durch Einkaufsnutzungen geprägten südlichen Teils, in ein attraktives, mischgenutztes 

Zentrumsquartier vor. Das Gebiet der Kiesgrube soll langfristig in Wohnnutzung überführt werden. 

Das REK bildet die Basis für den parallel zum Nutzungsplanungsverfahren erarbeiteten ERP "Geelig" 

und entspricht mit seinem Zukunftsbild 2040 den kantonalen Interessen eines qualitativ hochwertigen 

Wohn- und Zentrumsgebiets. 

§ 7 BNO stellt sicher, dass innert zwei Jahren ein ERP für das Gebiet "Geelig", basierend auf dem 

Entwicklungskonzept aus dem Jahr 2018, erstellt wird. Insofern wird davon ausgegangen, dass die 

aus Sicht des Richtplans angestrebte Entwicklung des Gebiets hin zu einem WSP von hoher Qualität 

mittel- bis langfristig erfolgt. Bei der Finalisierung des ERP und der nachgelagerten Teilrevision der 

Nutzungsplanung, respektive Erschliessungsplanung, sind die Richtplanvorgaben zu beachten (Min­

destdichten und Mindestwohnanteil). 

Von den beantragten Siedlungsgebietserweiterungen sind verschiedentlich (Freihalte-)lnteressen ge­

mäss Richtplan betroffen (zum Beispiel Fruchtfolgeflächen [FFF] gemäss Richtplankapitel L 3.1 ). Die 

Fläche der räumlichen Festsetzung übersteigt das Mass für eine Richtplanfortschreibung nicht. Ein 

vorgängiger Richtplanbeschluss ist nicht erforderlich, die räumliche Veränderung des Siedlungsge­

biets wird fortgeschrieben (Richtplankapitel S 1.2, Planungsanweisung 5.3). 

Die Vortage stimmt mit den behördenverbindlichen Vorgaben und Handlungsanweisungen des kan­

tonalen Richtplans überein (siehe nachfolgende Ziffern). 

1 Öffentlicher Verkehr 
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3.3 Regionale Abstimmung 

Gestützt auf§ 13 Abs. 1 BauG erlassen Gemeinden Nutzungspläne, die regional abgestimmt sind. 

Sowohl Baden Regio wie auch Brugg Regio haben im Vorfeld der Planung die regionalen Grundla­
gen erhoben und der Gemeinde zur Verfügung gestellt und darüber hinaus regionale Entwicklungs­

konzepte erstellt und verabschiedet. 

Im Planungsbericht werden sowohl die regionalen Entwicklungskonzepte und die Schlussforderun­

gen für die vorliegende Zonenplanrevision korrekt dargestellt wie auch die Stellungnahme beider Re­

gionalplanungsverbände dargelegt. 

3.4 Nutzungsplan Siedlung 

3.4.1 Bauzonengrösse und Überbauungsstand 

Die Bauzonen weisen eine Fläche von total 150,3 ha auf. Davon sind ca. 136,9 ha überbaut und 
ca. 13,4 ha unüberbaut. Die unüberbauten Flächen umfassen rund 8,8 ha Wohn- und Mischzonen, 
2,0 ha Arbeitsplatzzonen und ca. 2,6 ha Zonen für öffentliche Bauten und Anlagen (OeBA) oder wei­

tere Zonen (Angaben gemäss Stand der Erschliessung 2017). 

3.4.2 Demografische Veränderungen 

Die Altersverteilung der Gemeinde dürfte sich bis 2032 wie folgt verändern: 

Alters- 2017 % 2032 % d 2017-2032 % 2040 % 
klasse 

00-19 951 18 % 1'150 18 % 199 21 % 1'100 16 % 

2~ 3'348 64 % 3'690 57% 342 10 % 3'910 57 % 

65--79 738 14 % 1'090 17 % 352 48 % 1'210 17 % 

80+ 212 · 4 % 540 8 % 328 155 % 700 10 % 

Total 5'249 100 % 6'470 100 % 1'221 23 % 6'920 100 % 

Für die Planung des Wohnraums sowie der Alters- und Pflegeeinrichtungen ist zu beachten, dass 

aufgrund de_r demografischen Entwicklung die Anzahl der über 65-Jährigen bis 2032 (ca. +680 Per­

sonen, von 950 auf 1'630 Personen) stark ansteigen wird. 

Für die Abschätzung der Schülerzahlen ist relevant, dass die Anzahl der unter 20-Jährigen bis 2032 

vermutlich weiter ansteigen wird. Die Zahl der erwerbsfähigen Bevölkerung steigt nur noch leicht an. 

Der Gemeinde wird empfohlen, im Rahmen der nachfolgenden Detailplanungen (Wettbewerbe, Ge­

staltungspläne usw.) planerische Schlussfolgerungen aus der demografischen Entwicklung mitaufzu­
nehmen (altersgerechtes Wohnraumangebot an den zentraleren Lagen). 

3.4.3 Fassungsvermögen der Wohn- und Mischzonen (Innenentwicklungspfad} 

Gemäss Art. 15 Abs. 1 RPG sind die Gemeinden verpflichtet, das Fassungsvermögen derWohn­

und Mischzonen so auszugestalten, dass damit der voraussichtliche Bedarf der nächsten 15 Jahre 
abgedeckt wird. Gestützt auf Art. 15 Abs. 4 RPG umfasst dies auch die konsequent zu mobilisieren­

den Nutzungsreserven sowohl in den unüberbauten als auch in den überbauten Bauzonen. Massge­

bend für den voraussichtlichen Bedarf ist die prognostizierte Bevölkerungsentwicklung gemäss 

Raumkonzept. 

Zur mittel- bis längerfristigen Erreichung der geforderten Mindestdichten gemäss Richtplankapitel 
S 1.2, Planungsanweisungen 2.1 /2.2 sowie zur kurzfristigen Bereitstellung eines gemäss Raumkon­
zept Aargau (R 1) hinreichenden Fassungsvermögens innerhalb des aktuellen Planungshorizonts, 

sieht die Gemeinde verschiedene Massnahmen zugunsten einer massgeschneiderten und hochwer­

tigen Siedlungsentwicklung nach innen vor. 
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Im Detail ergibt sich folgendes Bild: 

Unüberbaute Wohn- und Mischzonen [RJ 

Der anzustrebende Wert gemäss Richtplan beträgt 90 E/ha, woraus ein abschätzbares Fassungsver­

mögen in den 8,8 ha unüberbauten Wohn- und Mischzonen von rund 720 Personen resultiert. Ent­

sprechend den Darlegungen der Gemeinde wird eine richtplankonfonne Nutzung der Reserven wie 

folgt gewährleistet (unter anderem Schlüsselgebiete): 

• Mit dem Gestaltungsplan "Geelig" werden auf ca. 2 ha bei einer geplanten Dichte von 120 E/ha 

bis 2040 rund 245 Einwohnerinnen und Einwohner (E) angesiedelt. 

• Mit der Umzonung und Überbauung der Parzelle 1637 werden auf einer Fläche von 0,3 ha und 

einer geplanten Dichte von 140 E/ha im gleichen Zeitraum 287 E erwartet. 

In den Einzelparzellen der weiteren unüberbauten Wohn- und Mischzonen können auf einer Gesamt­

fläche von 5,93 ha zudem nochmals rund 430 E abgeschätzt werden. 

Überbaute Wohn- und Mischzonen (/] 

In den überbauten Wohn- und Mischzonen beträgt die Einwohnerdichte per dato 50,3 E/ha. Der an­

zustrebende Vergleichswert für 2040 beträgt rund 70 E/ha. Das zu aktivierende Innenentwicklungs­
potenzial in den überbauten Wohn- und Mischzonen wird im Vergleich innerhalb des Raumtyps und 

gestützt auf den spezifischen Entwicklungsstand auf knapp 1'080 E geschätzt. Entsprechend den 

Darlegungen der Gemeinde wird eine richtplankonfonne Aktivierung der inneren Reserven wie folgt 

angestrebt (unter anderem Handlungsgebiete): 

• Mit dem Gestaltungsplan "Limmatspitz" werden auf ca. 2,2 ha bei einer geplanten Dichte von 

125 E/ha bis 2040 ein Zuwachs von rund 275 E erwartet. 

• In den Wohn- und Mischzonen werden (ausgenommen Dorfkernzonen) minimale Ausnützungszif­

fem (AZ) eingeführt. 

• Wird in der Wohnzone 2 (W2) und Wohn- und Gewerbezone 2 (WG2) bei Neu-, Um- und Anbau­
ten weniger als 300 m2 anrechenbare Grundstückfläche pro Wohneinheit benötigt, gilt eine AZ 

von 0.5 (anstelle von 0.4). Bei der Berechnung wird die betroffene Grundstückfläche durch die 

Anzahl aller selbstständigen Wohneinheiten (auch bestehende) geteilt. 

• In den vorgenannten Zonen kann bei Wohngebäuden mit zwei oder mehr Wohnungen anstelle 

des Dach-/Attikageschosses ein Vollgeschoss erstellt werden; dieses wird nicht an die AZ ange­

rechnet. 

Auszonungen/Aussenentwicklung (Al 

Gestützt auf Art. 15 RPG und die einschlägigen Anordnungen gemäss Richtplankapitel S 1.2 sieht 

die Gemeinde Gebenstorf nur marginale Ein- und Auszonungen der Wohn- und Mischzone vor. Es 

handelt sich dabei hauptsäctilich um Arrondierungen gemäss Richtplankapitel S 1.2, Planungsanwei­

sung 3.5. 

Fassungsvermögen für den Planungshorizont 2031 (R-1-AJ 

Das Fassungsvermögen der Gemeinde Gebenstorf beträgt, gestützt auf die Darlegungen der Ge­

meinde, rund 6'611 Personen (davon rund 179 E ausserhalb dieser Zonen) und liegt damit unter dem 

Planwert gemäss kantonaler Prognose. Bis 2031 wird seitens der Gemeinde eine Steigerung der 

Einwohnerdichte in den Wohn- und Mischzonen von 50,3 auf rund 59 E/ha gewährleistet (realisierba­

rer Innenentwicklungspfad der Gemeinde). Dieser ist konfonn zu den Richtplanvorgaben (unter an­
derem Raumkonzept R 1 sowie Richtplankapitel S 1.2). Die nötigen Vorkehrungen zur Mobilisierung 
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und zur Erschliessung der (inneren) Nutzungsreserven wurden getroffen (vgl. § 4 BauV, Handlungs­

programm Innenentwicklung). Sie gelten materiell als wesentlicher Bestandteil der vorliegenden Pla­
nung. 

3.4.4 Arbeitsplatzzonen und Zonen für öffentliche Bauten und Anlagen 

Die Gemeinde hat als zentrumsnahe urbane Gemeinde diverse Arbeitsplatzzonen (ca. 22 ha), aber 
auch diverse Mischzonen mit Arbeitsnutzung. Für einzelne Areale besteht mittel-/langfristig Ände­
rungsbedarf. Dies betrifft die Spezialzone "Geelig" (vgl. § 18 BNO), aber auch das Entwicklungsge­
biet "Geelig". 

3.4.5 Bauzonenabgrenzung im Einzelnen 

Wichtigs~e Umzonungen 

Aus kommunaler und kantonaler Sicht besteht Konsens, dass das Entwicklungsgebiet "Geelig" als 
potenzielles kommunales Schlüsselgebiet und WSP, eine vertiefte planerische Auseinandersetzung 
benötigt. Die Gemeinde erarbeitete deshalb ein REK. In diesem Jahr finden dazu Vertiefungsarbei­
ten statt und es wurde ein ERP "Geelig" erstellt (Beschluss noch ausstehend), der Grundlage für ein 
zur Gesamtrevision der Nutzungsplanung nachgelagertes Teiländerungsverfahren ist. Es gilt nun, in 
dieser Vorlage sachgerechte Schnittstellen zu definieren. 

Die Dorfzone wird auf der Grundlage einer umfassenden Analyse der Dorfkerne in eine Dorfkern­
zone I und Dorfkernzone II aufgeteilt, um durch diese gezielte Differenzierung die ortsbaulichen Qua­
litäten und Entwicklungsziele umzusetzen. 

Bei den weiteren Umzonungen handelt es sich um Arrondierungen zur gezielten Nutzung des Lage­
potenzials. 

Umlagerungen von Bauzonen 

Die Gemeinde sieht insgesamt 0,06 ha (Nr. 47) zur Einzonung in die Industriezone vor. Das Gebiet 
liegt nicht innerhalb des Jm Richtplan festgesetzten Siedlungsgebiets. Gestützt auf die Kriterien im 
Richtplankapitel S 1.2, Planungsanweisung 1.2, soll das räumlich festgesetzte Siedlungsgebiet durch 
wertgleiche (flächen- und wesensgleiche) Umlagerung im Ausmass von 0,06 ha (Nr. 145) neu ange­
ordnet werden. 

Die Erfüllung der massgeblichen Anforderungen wird im Planungsbericht nachvollziehbar dargelegt. 
Es wird ein raumplanerisch besseres Ergebnis ermöglicht. Die Festsetzung des Siedlungsgebiets er­
folgt als Fortschreibung. 

Elnzonungen 

Die Gemeinde sieht insgesamt 0,3261 ha zur Einzonung (Nr. 27, 29 und 30) in die Wohnzonen vor. 
Die Parzellen liegen nicht allesamt innerhalb des in der Richtplankarte festgesetzten Siedlungsge­
biets. Die Einzonungen werden teilweise durch die Auszonungen Nr. 132, 135, 138, 139, 142-144 
mit insgesamt 0, 1124 ha kompensiert. Die Erfüllung der massgeblichen Anforderungen wird im Pla­
nungsbericht nachvollziehbar dargelegt. 

Bestehende Strassen erschliessen rechtskräftige Bauzonen und liegen innerhalb der Bauzone und 
dem festgesetzten Siedlungsgebiet. Die Einzonungen Nr. 1-8, 18, 46 und 150 sind nicht anrechen­
bar, es handelt sich dabei um technische Anpassungen mit Zuweisung zur "Verkehrsfläche" und 
nicht um Arrondierungen im Sinne des Richtplankapitels S 1.2, Planungsanweisung 3.5. 
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Arrondierungen 

Das in der Richtplankarte fE:stgesetzte Siedlungsgebiet weist einen Anordnungsspielraum für die par­
zellenscharfe und planerisch zweckmässige Detailabgrenzung der Bauzonen auf (Richtplankapitel 

S 1.2, Planungsanweisung 3.5). Die Gemeinde sieht gestützt darauf diverse Arrondierungen ( Ein­

und Auszonungen) vor. 

Die beantragten Arrondierungen Nr. 13-17, 19-25, 32-40, 42, 49, 134, 136, 137 und 140 erfüllen die 

Voraussetzungen gemäss Richtplankapitel S 1.2, Planungsanweisungen 3.5 (siehe Kapitel 4.1.2 im 

Planungsbericht; insbesondere Fall c), Gebiete mit langfristigem freihalte- und Schutzzweck/ 

Fall d), bestehende Zonenrandstrassen oder deren nachweislicher Ausbau). 

Die Einzonung Nr. 27 (keine Baulücke} erfüllt die Anforderungen an eine Arrondierung im Sinne des 
Richtplankapitels S 1.2, Planungsanweisung 3.5 nicht und muss somit angerechnet werden. 

Weitere Zonen und Anordnungen im Siedlungsgebiet 

Die Gemeinde weist viele Grünzonen auf. Diese dienen der "Durchgrünung" der Siedlung und dem 
ökologischen Ausgleich. Sie sind sachgerecht. Auch die Familiengartenzone und die Überlagerung 
des ehemaligen Abbaugebiets mit der Bezeichnung "Setzungsgebiet" (baustatischer Nachweis) wer­

den als sachgerecht beurteilt. 

Bauzonenbilanz 

Die nutzungsplanerischen Interventionen führen zu nachfolgender Bilanz: 

Gebiet/Bezeichnung Bauzonen werden ein-/ Flächenbilanz räumlich FFF-Bilanz (netto) 

ausgezont gemäss den angeordnetes Siedlungs- effektive Bodenfläche 

Planungsanweisungen gebiet gemäss Angaben 

1.2, 3.5 LWAG2 

Planungsanweisung 1.2 

Total/Saldo +0,2137 ha +0,2137 ha 0,00 ha FFF 

Nr. 27, 29, 30, 132,135, 138, 
139, 142-144 

Planungsanweisung 3.5 

Total/Saldo +0,6496 ha +0,6496 ha 0,00 ha FFF 

Nr. 13-17, 1~25, 32-40, 42, 
49, 134,136,137, 140 
Gesamt-Total/Saldo +0,8633 ha +0,8633 ha 0,00 ha FFF 

Die räumlichen Veränderungen des Siedlungsgebiets gelten damit im Sinne des Richtplans als fort­

geschrieben. 

3.4.6 Siedlungsqualität 

Eine wesentliche Aufgabe der Nutzungsplanung ist es, die Siedlungsqualität zu fördern. In § 3 BNO 

sind Planungsgrundsätze festgehalten, die für die Siedlungsqualität von Bedeutung sind. Diese 

Grundsätze werden aus fachlicher Sicht begrüsst. 

Die Etablierung und der Einbezug einer Fachkommission bei Bauvorhaben und Planungen in ver­

schiedenen Zonen ist sachgerecht und zielführend. 

2 Landwirtschaft Aargau 
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Gebiete mit Entwicklungsrichtplan / Gestaltungsplanpflicht 

Für die drei Ortskerne liegt ein ERP vor, der zur Beurteilung bei Bauvorhaben und Planungen als 

Grundlage beizuziehen ist. Dies ist sinnvoll und wird begrüsst. 

Im Gebiet "Geelig" befindet sich die Spezialzone "Geelig" mit der Materialabbaustelle "Geelig". Die 
Auffüllung und die Rekultivierung innerhalb der Spezialzone sind durch die Abbaubewilligung 

4029.657-1 der Abteilung für Umwelt des Departements Bau, Verkehr und Umwelt (BVU) geregelt. 

langfristig soll das Areal der Wohnnutzung zugeführt werden. Grundlage bildet ein noch zu erarbei­
tender ERP "Geelig". Die bisherige Zonierung wird soweit belassen ur:id das Gebiet in einem separa­

ten Verfahren gestützt auf den erarbeiteten ERP entsprechend umgezont. Sollten wider Erwarten 

Neubauten geplant werden, welche diesen Zielen widersprechen, kann die Gemeinde jederzeit eine 
Planungszone erlassen (vgl. § 29 BauG, Hinweis). 

Zur Förderung hochwertiger Siedlungserneuerungen oder Umstrukturierung kann die Gemeinde bei 

Bedarf und bei ausgewiesenem öffentlichen Interesse einen Gestaltungsplan erlassen oder eine Ge­
staltungsplanpflicht mit Zielsetzungen statuieren(§ 21 BauG). 

Eine Teilfläche im "Geelig" wird umgezont und der Wohn- und Gewerbezone "Geelig" (WGG) mit 

konkreten Bestimmungen in§ 14 BNO zugewiesen. Zudem wurde für dieses Gebiet ein Gestaltungs­
planperimeterfestgesetzt. Sowohl die Erschliessung als auch die Bebauung und der Freiraum sind 
im Kontext mit der Gesamtsituation "Geelig" (ERP-Perimeter) zu planen. Die Bestimmungen in§ 14 

BNO müssen dabei mit dem Entwicklungskonzept "Geelig" abgestimmt sein und sollten dem ERP 

"Geelig" nicht widersprechen. Es liegt ein Zwischenbericht eines städtebaulichen Gesamtkonzepts, 

respektive ein Freiraum- und Erschliessungskonzept vor, das auf dieser Basis anhand vorhandener 
Richtprojekte aus parallel erarbeiteten Gestaltungsplänen spezifische Bestimmungen für diese Zone 
begründet. Die weiter an die Kantonsstrasse angelagerte Gewerbezone "Geelig" soll gemäss dem 

REK "Geelig" zukünftig ein attraktives Zentrumsgebiet für Wohnen, Arbeiten und Einkaufen werden 
und die Rahmenbedingungen eines WSP einhalten. Aus fachlicher Sicht werden mit diesen konkre­
ten Bestimmungen die Weichen für die Entwicklung des Gebiets "Geelig" sehr.früh gestellt. Es ist 

aber nachvollziehbar, dass mit dem vorhandenen Planungsdruck Rahmenbedingungen in den Zo­

nenvorschriften definiert werden sollen. 

Es wird dringend empfohlen, den ERP "Geelig" baldmöglichst zu beschliessen und allenfalls in einer 

nachgelagerten Teiländerung der Nutzungsplanung Siedlung und Kulturland sachgerecht umzuset­
zen. In der WGG sind die Gestaltungspläne eng auf diese formellen Instrumente abzustimmen (Hin­

weis). 

Die OeBA-Zonen sind genügend gross, um die angestrebte Entwicklung der öffentlichen Nutzungen 
aufnehmen zu können. Das Gebiet "Turnhalle Landstrasse" wurde bereits umgezont. Mit einer Diffe­

renzierung der Dorfkernzonen in eine· Dorfkernzone I mit strengen Vorschriften und einer Dorfkern­
zone 11, wird eine Weiterentwicklung der dörflichen Struktur gefördert und ein nahtloser Übergang zur 
angrenzenden W2 und WG2 angestrebt. Weiter werden im Dorfteil "Reussdörfli" Areale in die Dorf­

kernzone II umgezont. Damit soll eine qualitative Entwicklung im Bereich der geschützten Kosthäu­

ser erzielt und der Dorfeingang besser gestaltet werden. Diese Weiterentwicklung muss wie vorgese­
hen fachlich begleitet, bei Bedarf mittels qualitätssichernder Verfahren durchgeführt werden und führt 

zu einer massvollen Einwohnerdichteentwicklung in dörflichen Zentrumslagen. 

Die Gemeinde zont die Parzelle 1637 von der öffentlichen Zone in Wohnzone (W3) um. Die Flächen 
werden nicht mehr benötigt; Reserven in der öffentlichen Zone sind aus Sicht Gemeinde noch genü­

gend vorhanden. Dies ist mit nachfolgendem Hinweis vertretbar. Diese Umzonungen unterliegen der 

Mehrwertabgabepflicht. 

Bei einem späteren Bedarf an Flächen in der OeBA-Zone können der regionale oder kantonale Topf 

nach Richtplan nicht beansprucht werden (Hinweis). 
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Die Gestaltungspläne "Cherne Süd", "Zentrum/Hinterhof", "Küngenwinkel" und "Geelig West" werden 

in einem separaten formellen Verfahren aufgehoben. 

Ortsbildentwicklung 

Als Grundlage für alle Planungsebenen zeigt das Inventar der schützenswerten Ortsbilder der 
Schweiz (ISOS) nach schweizweit einheitlichen Kriterien die Interessen und Ziele des Ortsbildschut­

zes auf (Interessenermittlung). Die Erhaltungsziele des ISOS müssen dabei zuerst präzisiert und auf 

Aktualität überprüft werden. 

Gemäss ISOS weist der Ortskern "Vogelsang" ein Ortsbild von regionaler Bedeutung auf. 

Hervorzuheben ist dessen hervorragende Lagequalität unmittelbar am Flussufer. Die zweireihige Be­

bauung im Gebiet 1 (G1) mit ihrer klaren Reihung entlang der flussparallelen Strasse, ist mit dem Er­

haltungsziel A (Erhalten der Substanz) belegt. 

Für die Ortskerne wurde eine sorgfältige Analyse durchgeführt. Dabei sind die unterschiedlichen 

Dorfkerne von Gebenstorf auf ihre ortsbaulichen Qualitäten und Entwicklungsziele hin untersucht 
worden. Dieses Vorgehen wird ausdrücklich begrüsst. Ebenso zweckmässig ist die Verankerung die­

ser Grundlage in§ 9 Abs. 2 BNO (Grundlage für Beurteilung von Bauvorhaben). 

Die Verankerung der Erl<enntnisse in der BNO erfolgt nach dem Grundsatz einer Unterteilung der 

Dorfkerne in zwei Zonenarten (D I und D II) mit unterschiedlicher Zielsetzung (ErhalUEntwicklung und 

Weiterentwicklung). Die Abgrenzung der Flächen basiert auf der !SOS-Grundlage und kann grund­

sätzlich nachvollzogen werden. Für den.Ortsteil "Vogelsang" wurde bereits im Jahr 2016 eine Ände­

rung im Bauzonenplan vollzogen und die Abgrenzung zum südlich gelegenen, sensiblen Ortsteil defi­

niert. Deshalb wird im Rahmen dieser Stellungnahme darauf nicht mehr eingegangen. 

Augenfällig in der Umsetzung ist die hohe Anzahl an "erhaltenswerten Gebäuden" in der Dorfkern­

zone 1. Die Bestimmungen in§ 10 BNO der Vorlage sind nachvollziehbar und vermögen eine gute 

Basis für die qualitative Entwicklung der Zone zu legen. In § 10 Abs. 3 BNO wird festgesetzt, dass 

die erhaltenswerten Bauten nicht abgebrochen werden dürfen; Ausnahmen kann der Gemeinderat 

unter gewissen Bedingungen jedoch bewilligen. Ausnahmeregelungen in dieser Form werden bedau­
ert und führen insbesondere im ISOS zu einer erhöhten Rechtsunsicherheit in späteren Verfahren. 

Im Sinne einer Qualitätssicherung wird bei solchen substanziellen Eingriffen eine Beurteilung durch 

die Fachkommission festgesetzt, was hingegen sachgerecht ist. 

Baudenkmäler und Kulturobjekte 

Alle im aktualisierten Bauinventar aufgeführten Objekte sind als kommunale Substanzschutzobjekte 

umgesetzt. Dies wird ausdrücklich begrüsst. 

Die Vorschriften zu den kommunalen Substanzschutzobjekten sind in Anlehnung an die Muster-BNO 

(M-BNO) ausformuliert. Bauen im Bestand und vielmehr unter Wahrung der Substanz ist eine her­

ausfordernde Aufgabe, die viel Erfahrung und Fachkompetenz voraussetzt. Deshalb ist die Beglei­

tung und Beratung durch die Fachkommission bei allen Objekten wichtig. Die entsprechende Auflage 

in § 61 Abs. 3 BNO wird deshalb begrüsst. 

Historische Gärten 

In der ICOMOS3-Liste der historischen Gärten und Anlagen sind in der Gemeinde Gebenstorf sieben 

Objekte aufgelistet. 

In der Vorlage werden für die entsprechenden Gartenanlagen Schutzmassnahmen festgesetzt. Das 

ist sachgerecht und wird begrüsst. 

• Internationaler Rat für Denkmäler und historische Stätten 
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Die kommunalen Substanzschutzobjekte geniessen an sich keinen Umgebungsschutz. Deshalb 

wurde ein entsprechender Passus in§ 31 BNO aufgenommen. Das ist sachgerecht. 

Freiraum-, Strassenraum- und Erholungsraumentwicklung 

Die Aufwertung von Aussenräumen gehört zu den Planungsgrundsätzen der Vorlage. Das Thema 

wurde in verschiedenen Bestimmungen verankert. In § 5 BNO ist die Aussenraum- und Umgebungs~ 
gestaltung der Bauprojekte verbindlicher Bestandteil der Baugesuche. Damit wird ein relevanter 

Qualitätsaspekt in der Nutzungsplanung festgeschrieben. Vorbildlich ist die breite Verankerung einer 

qualitativen Aussenraum- beziehungsweise Umgebungsgestaltung und die Einforderung einer guten 

Umgebungsgestaltung auch in Gewerbe- und (Industriezonen. Abstimmung von Siedlung und Ver­

kehr. 

Rodung Areal Merz 

Gemäss Art. 12 WaG4 erfordert die Zuweisung von Wald zu einer Nutzungszone eine Rodungsbewil­

ligung. Gemäss Art. 4 WaG gilt eine dauernde oder vorübergehende Zweckentfremdung von Wald­

boden als Rodung. 

Innerhalb des Industrieareals der Firma Merz AG wird die Verkehrserschliessung neu organisiert. Für 
den Neubau der Ein- und Ausfahrt sind für die Bereitstellung der notwendigen Strassenbreiten auf 
den Parzellen 614 und 616 Rodungen des bestehenden Waldes notwendig. Dies bedingt eine An­
passung der Waldgrenze und damit verbunden auch eine Ergänzung des Bauzonenplans (Grundnut­

zung bis an neue Waldgrenze erweitern). 

Gleichzeitig wird nachträglich für die bereits früher erfolgten Rodungen im Bereich der Förderbänder 

auf der Parzelle 612 das Rodungsgesuch gestellt. 

Rodungen sind verboten (Art. 5 WaG). Für eine Rodung kann eine Ausnahmebewilligung erteilt wer­

den, wenn wichtige Gründe vorliegen, welche das Interesse an der Walderhaltung überwi~gen, das 
Werk auf den vorgesehenen Standort angewiesen ist, das Werk die Voraussetzungen der Raumpla­
nung sachlich erfüllt und die Rodung zu keiner erheblichen Gefährdung der Umwelt führt. Nicht als 

wichtige Gründe gelten finanzielle Interessen, wie die möglichst einträgliche Nutzung d~s Bodens 
oder die billige Beschaffung von Land für nichtforstliche Zwecke. Dem Natur- und Heimatschutz ist 

Rechnung zu tragen. 

Aus Sicht Walderhaltung sind nach derzeitiger Aktenlage keine Interessen ersichtlich, die eine Ro­

dungsbewilligung von vornherein klar ausschliessen. 

Die notwendige Ersatzaufforstung für beide Rodungsflächen erfolgt nordöstlich des Industriegebiets 
auf den Parzellen 606 und 612. Die notwendigen Anpassungen des Bauzonenplans für die Rodun­
gen und Ersatzaufforstung wurden mit der Gesamtrevision Nutzungsplanung vorgenommen. Das 

Rodungsgesuch wurde zusammen mit der Gesamtrevision aufgelegt. Anschliessend kann das Bau­

gesuchsverfahren für die neue Ein- und Ausfahrt erfolgen. 

Das Rodungsgesuch ist korrekt und vollständig ausgefüllt. Die Pläne sind ebenfalls korrekt. Die Fris­
ten, sowohl für die Rodung als auch für die Ersatzaufforstung, sind nach Absprache mit dem zustän­

digen Kreisforstamt festgelegt. 

Die Zustimmung der Grundeigentümerinnen und Grundeigentümer liegt insofern vor, als dass der 

Gesuchsteller Grundeigentümer der betroffenen Parzellen ist. 

• Bundesgesetz über den Wald 
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3.4.7 Abstimmung von Siedlung und Verkehr 

Wie im Planungsbericht erwähnt, ist das Kantonsstrassennetz in Gebenstorf während den Verkehrs­

spitzenzeiten überlastet. Gebenstorf befindet sich im Raumtyp "Urbaner Entwicklungsraum". Gemäss 
kantonaler Mobilitätsstrategie "mobilitätAARGAU" nimmt in Urbanen Entwicklungsräumen der Ver­

kehr aufgrund der wachsenden Bevölkerungsanzahl zu. Das heisst, dass mit allen Verkehrsmitteln 
mehr Wege zurückgelegt werden. Dabei soll der Anteil an Autofahrten am Gesamtverkehr sinken, da 
die künftigen Mobilitätsbedürfnisse in diesem Raumtyp vermehrt zu Fuss, mit dem Velo oder mit Bus 

und Bahn abgewickelt werden. 

Mit verschiedenen Massnahmen wie dem Verkehrsmanagement, Verbesserung der Veloinfrastruk­

tur, Parkraumbewirtschaftung, Mobilitätsmanagement usw., will die Gemeinde dieser herausfordern­

den Thematik gerecht werde_n. 

Kommunaler Gesamtplan Verkehr (KGV) 

Die Gemeinde hat zeitgleich mit der Gesamtrevision einen Kommunalen Gesamtplan Verkehr (KGV) 

erarbeitet. Der KGV wurde am 14. August 2020 genehmigt. 

Nutzungen mit hohem Verkehrsaufkommen 

Gemäss Eingabe sind in den Zonen D 1, D 11, WG2, WG3, WGG, G, WG und WGLi kleinere publi­
kums- oder verkehrsintensive Nutzungen bis maximal 500 m2 Nettoladenfläche ohne besondere Re­
gelung zulässig. Gemäss geltendem Recht besteht damit ein Anspruch auf eine Baubewilligung für 

entsprechende Vorhaben in diesen Zonen. 

Ob solche Einrichtungen oder vergleichbare Betriebe mit entsprechenden Auswirkungen mit den ört­
lichen Gegebenheiten ohne Weiteres vereinbar sind, wird vorliegend weitgehend offengelassen (zum 
Beispiel Verkehrsbelastung, Lärmimmissionen, Beeinträchtigung des Orts- oder Landschaftsbilds, 

unzureichender Bezug zu wirtschaftlichen Interessen der Gemeinde oder der Region). 

Die weitere Entwicklung des Gebiets Geelig (WSP) stellt sich dabei als spezielle Herausforderung 

dar. In der Zone WGG soll ein Autohaus mit 1'200 m2 Nettoladenfläche erstellt werden können (aktu­
elles Projekt). In der GG sind Verkaufsgeschäfte mit einer Nettoladenfläche bis maximal 1'500 m2 pro 
Laden zulässig. Bereits bestehende Verkaufsgeschäfte, die zum Zeitpunkt dieser Bestimmung be­

reits als mittelgrosse Verkaufsgeschäfte (500-3'000 m2 Nettoladenfläche) in Betrieb waren, dürfen 
um 25 % der bestehenden Nettoladenfläche bis 3'000 m2 umgebaut oder erweitert werden. 

Unter dieser Annahme stellt sich die Frage, wieso an der Bestimmung, dass bestehende Verkaufs­

geschäfte um maximal 25 % der Nettoladenfläche (oder bis 3'000 m2) erweitert werden dürfen, fest­
gehalten wird und die zulässige Nettoladenfläche in der GG nicht auf tieferem Niveau angesetzt wird. 
Gerade die zum Teil grossen Verkaufsnutzungen im Geelig vereinfachen die Situation nicht. Die Ge­
meinde hat den Planungsbericht mit einer Abschätzung der möglichen Ladenerweiterungen im Ge­
biet Geelig ergänzt und geht davon aus, dass bis zur geplanten Teiländerung der Nutzungsplanung 
für das Gebiet Geelig keine wesentliche Erhöhung der Ladenfläche stattfinden wird. Es ist klar zu 

vermeiden, dass mit den nun vorliegenden Bestimmungen zu den Verkaufsnutzungen im Gebiet 
Geelig Rechtsansprüche geschaffen werden, welche der mittel- bis langfristig erwünschten Entwick­

lung zuwiderlaufen könnten (Hinweis). 

Parkierung 

In der BNO ist als Planungsgrundsatz unter anderem festgehalten, dass eine ausreichende Ver­

kehrsqualität zu schaffen und zu erhalten ist. Zu einzelnen Zonen werden spezifische Massnahmen 

festgehalten. 

Mit § 52 BNO wird neu die Rechtsgrundlage geschaffen, mit diversen Massnahmen eine zweckmäs­
sigere/nachhaltigere Mobilität zu sichern. Zudem sind in § 52 BNO die Voraussetzungen für das Mo-
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bilitätsmanagement aufgeführt. Die Gemeinde Gebenstorf ist sich somit der Herausforderung der Ab­

stimmung von Siedlung und Verkehr bewusst und will dies zonengerecht umsetzten. Das wird be­

grüsst. 

Im Kanton Aargau gilt die VSS5-Norm SN 640 281 für die Berechnung der Anzahl der Parkplätze. 

Will die Gemeinde die Anzahl der Abstellplätze gemäss VSS-Norm (unter Beachtung des Standort­
typs) weiter begrenzen, muss sie gestützt auf§ 55 Abs. 4 BauG eine entsprechende Rec~tsgrund­
lage in der BNO erstellen. Diese Rechtsgrundlage ist in § 52 BNO verankert. Die in der BNO gefor­

derte Mobilitätsplanung bildet die fachliche Grundlage für solche Limitierungen. Eine entsprechende 

Festlegung ist umgesetzt. 

3.4.8 Erschllessung 

Die geplanten Nutzungsintensivierungen, insbesondere im Gebiet "Geelig", haben Auswirkungen auf 

die Erschliessung. Die Gemeinde hat dies erkannt (siehe Konzept "Geelig") und ging im Rahmen des 
ERP diese Herausforderung (auch im Bereich öV-Erschliessung) zusammen mit den kantonalen 

Fachstellen an. Als eine der ersten Massnahmen aus dem ERP wird nach der Genehmigung dieser 

Vortage eine Erschliessungsplanung aufgegleist. 

Erschliessungsprogramm 

Das Erschliessungsprogramm (§ 33 BauG) legt fest, welche Gebiete wann erschlossen und welche 

Erschliessungsanlagen abgestimmt auf die kommunale Innenentwicklungsstrategie geändert oder 
erneuert werden sollen (Verkehrskapazität). Es bildet die Basis zur fristgerechten Erschliessung der 

Bauzone durch die Gemeinde und ist für die Finanzplanung der Gemeinde relevant. 

Gebiete mit Sondernutzungsplanpflicht 

Gemäss § 16 Abs. 3 BauG kann die Gemeinde in der Nutzungsplanung für noch nicht oder ungenü­
gend erschlossene Gebiete eine Erschliessungsplanungspflicht einführen. Dies hat abgestimmt auf 

das Erschliessungsprogramm zu erfolgen. 

3.5 Nutzungsplan Kulturland 

3.5.1 Landwirtschaftszone und Fruchtfolgeflächen 

Die zur Diskussion stehenden Einzonungen liegen im Perimeter der Güterregul!erung. Auf den fragli­
chen Einzonungsflächen besteht allenfalls die Grundbuchanmerkung "Regulierungsgebiet" mit dem 

Zweckentfremdungs- und Zerstückelungsverbot, der Unterhalts-, Bewirtschaftungs- und der Rücker­

stattungspflicht von Subventionen (Bund und Kanton). Die Rückerstattungspflicht ist jedoch abgelau­

fen. 

3.5.2 Naturschutzzonen und -objekte im Kulturland 

Die kantonalen Vorgaben aus dem Bereich Natur und Landschaft bestehen aus den beiden Dekreten 

(Wasserschloss und Reussuferschutz [WSD und RUD]). 

Die bisher geschützten Naturschutzzonen und -objekte werden der Situation entsprechend zwar nur 
noch teilweise im Kulturlandplan geschützt. Der Vollzug ist aber nachvollziehbar. Die neue Natur­

schutzzone am Limmatspitz (früher Bauzone) als Ergänzung der Festlegung gemäss WSD, wird sei­
tens Kantons ausserordentlich begrüsst. Die Vorlage erfüllt die Anforderungen zum Schutz der Um­

welt, Natur und Landschaft. 

• Schweizerischer Verband der Strassen- und Verkehrsfachleute 
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Das Rebgebiet Mitterberg-Rubeli ist der Landwirtschaftszone als Grundnutzung zugeordnet und zur 

Orientierung mit einer Grenzlinie des Rebkatasters umrahmt. Im Richtplan ist hier eine LkB festge­

setzt. Im Kulturlandplan wird das Rebgebiet mit einer Landschaftsschutzzone überlagert. Der Richt­

planauftrag wird so umgesetzt. 

Grenzanpassungen im Schutzplan Nr. 4 des WSD und im Schutzplan Nr. 7 des RUD wurden am 

6. März 2018 vom Grossen Rat beschlossen. Die Änderungen wurden im Kulturlandplan korrekt 

übernommen. 

Die Vortage erfüllt die Anforderungen zum Schutz der Umwelt, der Natur und der Landschaft. 

3.5.3 Weitere Zonen ausserhalb Siedlungsgebiet 

Weiler 

Die Kleinsiedlung "Petersberg" ist ein Weiler gemäss Art. 33 RPV. Weiler dienen der Erhaltung histo­

risch gewachsener, ländlicher Kleinsiedlungen, wobei in besonderem Masse das äussere, land­

schaftsprägende Weilerbild bewahrt werden soll. Weiler nach Art. 33 RPV sind keine Bauzonen, son­

dern besondere Erhaltungszonen ausserhalb der Bauzonen (Nichtbauzonen). Dies schliesst eine 

bauliche Entwicklung im Grundsatz aus, was sowohl für Wohn- als auch für Gewerbebauten gilt. Die 

Rechtsprechung des Bundesgerichts hinsichtlich der weilerkonformen Entwicklungsmöglichkeiten 
entwickelt sich laufend weiter und bestätigt den Grundsatz der Trennung von Baugebiet und Nicht­

baugebiet regelmässig. 

Im Rahmen dieses fundamentalen Grundsatzes sollen mit geeigneten planerischen Mitteln die Um­

nutzung von ehemals landwirtschaftlich genutzten Gebäuden in den Weilern ermöglicht werden. Die 

Errichtung von Ersatzbauten muss sorgfältig und einzelfallweise hinterfragt werden. Solche stehen 

mit dem Oberziel der Erhaltung des historisch gewachsenen Weilerbilds nicht selten im Widerspruch. 

Die Genehmigung der Gesamtrevision des Richtplans (Beschluss des Grossen Rats vom 20. Sep­

tember 2011) und der Anpassung des Kapitels Siedlung (Beschluss des Grossen Rats vom 24. März 

2015) durch den Bundesrat erfolgte mit verschiedenen Vorbehalten, Auflagen und Aufträgen. Unter 

anderem hat er den Kanton beauftragt, die bestehenden Weilerzonen auf ihre Bundesrechtskonfor­

mität hin zu überprüfen. Als Kriterien gelten die vom Bund vorgenommenen Ergänzungen des Richt­

plankapitels S 1.6 (Planungsgrundsatz B, neu), wonach Weiler: 

• historisch gewachsene Siedlungen sind, 

• mindestens 5 Wohnbauten aufweisen, 

• ein geschlossenes Siedlungsbild besitzen, 
• eine räumliche Zäsur zu anderen Siedlungen aufweisen, 

• über eine ausreichende Erschliessung verfügen. 

Für die vorliegende Gesamtrevision bedeutet dies Folgendes: Für die Weilerzone kann vorderhand 

weder eine positive Vorprüfung noch eine Genehmigung in Aussicht gestellt werden. Um dem Auf­

trag des Bundes nachzukommen, überprüft die Abteilung Raumentwicklung zunächst auf Stufe 

Richtplan, ob die im Richtplan festgesetzten Weiler die Kriterien erfüllen und lässt diese Auswertung 

durch den Bund überprüfen. 

Es gelten somit weiterhin die rechtskräftigen Weilerzonen gemäss Kulturlandplan vom 2002. Diese 

sind im neuen Kulturlandplan als Informationsinhalt dargestellt. Auch§ 29 BNO ist von der Genehmi­

gung auszunehmen. Vorderhand bleibt die rechtskräftige Regelung, das heisst § 24 BNO vom 
28. Oktober 1997 (Genehmigungsdatum Grosser Rat) bis auf § 24 Abs. 6 BNO (Ausnahmen mit Ge­

staltungsplan) in Kraft. 

Vorläufige Beurteilung: Bezüglich dem Weiler "Petersberg" kann davon ausgegangen werden, dass 

der Weiler aus kantonaler Sicht die Voraussetzungen für Weiler gemäss den Bundesvorgaben erfüllt. 

Auch die Abgrenzung ist aus kantonaler Sicht sachgerecht. 
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3.5.4 Überlagernde Zonen im Kulturland 

Der Richtplan enthält zudem Landschaften von kantonaler Bedeutung (LkB) sowie Naturschutzge­

biete von kantonaler Bedeutung im Wald (NkBW). Die grundeigentümerverbindliche Umsetzung mit 

einer überlagernden Landschaftsschutzzone in der Landwirtschaftszone ist sachgerecht. Die Vorlage 

erfüllt die Anforderungen zum Schutz der Umwelt, Natur und Landschaft. 

3.6 Weitere materielle Hinweise 

3.6.1 Gewässerschutz 

Oberirdische Gewässer (Gewässerraum) 

Das Verwaltungsgericht des Kantons Aargau hat unlängst einen Entscheid zur korrekten Publikation 
von Baugesuchen bei Vorhaben im Gewässerraum und zur diesbezüglichen Beschwerdelegitimation 

von Verbänden gefällt. In diesem Zusammenhang hat sich das Verwaltungsgericht auch zum Verfah­
ren der Festlegung der Gewässerräume im Kanton Aargau geäussert. Es erachtet die Festlegung 
der Gewässerräume mit der am 1. Mai 2017 in Kraft gesetzten Änderung des Baugesetzes als nicht 

ausreichend umgesetzt.§ 127 BauG kann demgemäss nicht direkt angewendet werden. 

Deshalb müssen die Gewässerräume für sämtliche Gewässer in den kommunalen Nutzungsplänen 
umgesetzt werden, auch für die in§ 127 Abs. 1, Abs. 1bis und Abs. 2 BauG genannten Gewässer. 

Ebenfalls muss der Verzicht auf einen Gewässerraum in den Plänen rechtlich klar erkennbar sein. 

Die Interessenabwägungen hinsichtlich Gewässerräume sind im Planungsbericht darzulegen. 

Die Gemeinde Gebenstorf grenzt an Aare, Reuss und limmat als prägende Fliessgewässer. Dort ist 
ein Uferstreifen als überlagerter Gewässerraum von 15 m vorgegeben. Diese Umsetzung wird mittels 
einer symbolhaften Signatur und der zugehörigen Vorschrift in § 28 Abs. 5 BNO sachgerecht umge­

setzt. 

Der Hölibach als einer der wenigen Bäche im Gemein_degebiet ist oberhalb der Landstrasse bis fast 
zum Bauzonenrand gut vom angrenzenden Wald geschützt. Sowohl in der Bauzone, in der Landwirt­

schaftszone als auch in der Grünzone wird durchgehend ein Uferstreifen von beidseitig 6 m (inner­
halb Bauzone) und eine Gewässerraumzonenbreite von 11 m (ausserhalb Baugebiet) umgesetzt. 

Diese Umsetzung wird mit den Bestimmungen in § 28 Abs. 3 und 4 nBNO präzisiert und ist korrekt. 

Beim Hölibach werden die Gebäudeflächen über dem Gewässerraum dargestellt. Bestehende Bau­
ten und Anlagen im Gewässerraum sind gestützt auf Art. 41 c Abs. 2 Gewässerschutzverordnung 
(GSchV) zwar geschützt, die bestehenden, im Gewässerraum liegenden Gebäude werden jedoch 

nicht von den Gewässerraumbestimmungen ausgenommen. Die Umsetzung des Gewässerraums 
des Brüelbächlis ist analog derjenigen des Hölibachs. Daher kann auch dieser Umsetzung zuge­

stimmt werden. 

Der Verzicht auf eine Ausscheidung eines Gewässerraums für den künstlich angelegten, ökologisch 

wenig bedeutenden SAG-Kanalabschnitt im Oberwasser, wo beidseitig Gebäude direkt an die Kanal­

mauer angrenzen oder in unmittelbarer Nähe liegen, kann aus fachlicher Sicht zugestimmt werden. 
Die Ausscheidung von Gewässerräumen würde bauliche Hochwasserschutzmassnahmen verun­
möglichen oder erheblich erschweren. Die Umsetzung respektive der Verzicht ist sachgerecht und 

korrekt im Bauzonenplan dargestellt und in § 28 Abs. 3 BNO aufgeführt. 

Für den SAG-Kanal im Unterwasser wird auf Höhe der rechtsufrigen Bauzonen eine asymmetrische 

Umsetzung des Gewässerraums vollzogen, unterhalb davon - ausserhalb Bauzone - ein beidseiti­

ger Uferstreifen von 15 m. Diese differenzierte Umsetzung des Gewässerraums beim BAG-Kanal 

wird unterstützt. 
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Grundwasser 

Im Gemeindegebiet befinden sich Grundwasserschutzzonen von Gru!')dwasser- und Quellfassungen. 

Die Schutzzonen der Grundwasser- und Quellfassungen sind in den Plangrundlagen vollumfänglich 

dargestellt (orientierender Planinhalt. § 27 V EG UWR6). 

Siedlungsentwässerung 

Bei der Änderung oder Neuausscheidung von Bauzonen sind die Auswirkungen und der Handlungs­

bedarf in der Siedlungsentwässerung und Abwasserreinigung zu prüfen: Abwassertechnische Er­

schliessung und notwendige Anpassung der Entwässerungssysteme (Einführung des Teiltrennsys­

tems, Abtrennung des unverschmutzten Abwassers) sowie die Kapazität der Abwasserreinigung. Es 

gelten die Weisungen der Abteilung für Umwelt, enthalten im Ordner "Siedlungsentwässerung". 

In der Gemeinde Gebenstorf ist der generelle Entwässerungsplan (GEP) 2. Generation geplant. Die 

erwähnten Auswirkungen und der Handlungsbedarf sind in diesem GEP 2 aufzuzeigen. Die Subven­

tionszusicherung der Abteilung für Umwelt vom 26. März 2019 liegt vor. 

3.6.2 Hochwassergefahren 

Die Belange des Hochwasserschutzes wurden sachgerecht umgesetzt und die Planungsmassnah­

men im Planungsbericht verständlich dargelegt. 

3.6.3 Wald 

Waldgrenzenplan 

Die Waldgrenzen gemäss § 6 WaG wurden im Bauzonen- und im Kulturlandplan korrekt abgebildet. 

Waldausscheidung im Kulturland 

Die Waldausscheidung wurde korrekt als Orientierungsinhalt im Kulturlandplan übernommen. 

Naturschutzzonen im Wald 

Die Naturschutzgebiete von kantonaler Bedeutung im Wald (NkBW) und die Altholzinsel Horn wur­

den korrekt im Kulturlandplan übernommen. 

Wildtierkorridor 

Im Norden der Gemeinde Gebenstorf ist im Richtplan ein Vernetzungskorridor festgesetzt. Dieser 

wurde zwar nicht in den Kulturlandplan eingetragen, es wurden aber auch keine Einträge gemacht, 

welche dem Vernetzungskorridor widersprechen. Im Bereich des Vernetzungskorridors befinden sich 

Wald und die überlagerte Schutzzone des WSD. Der vorliegenden Planung kann zugestimmt wer­

den. 

Fischerei 

Gemäss § 117 Abs. 2 BauG ist das Ufergehölze zu erhalten und nach Möglichkeit zu vermehren. Die 

Ufervegetation darf nach Art. 21 NHG7 weder gerodet, überschüttet noch auf andere Weise zum Ab­

sterben gebracht werden. 

• Verordnung zum Einführungsgesetz zur Bundesgesetzgebung über den Schutz von Umwelt und Gewässer 

7 Bundesgesetz über den Natur- und Heimatschutz 
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3.6.4 Umweltschutz 

Lärm 

Bei den geplanten Baugebietsarrondierungen (Einzonungen) sind keine lärmrechtlichen Probleme 

ersichtlich, da es sich grösstenteils nur um kleine Einzonungen handelt, welche nicht als Neueinzo­

nungen nach Art. 29 Lärmschutzverordnung (LSV) beurteilt werden müssen. Im Gebiet Reuss­

gutstrasse/Felberweg sind die massgebenden Planungswerte (PW) eingehalten. 

Störfallvorsorge 

Gemäss der Planungshilfe "Koordination Raumplanung und Störfallvorsorge" vom Oktober 20138 

verläuft der Konsultationsbereich der Bahn (=100 m) durch den Planungsperimeter. Dies betrifft vor 
allem den Entwicklungsschwerpunkt (ESP) "Geelig" und den WSP im Gebiet "Vogelsang/Limmat­

spitz". 

Da generell eine Erhöhung des Risikos im Konsultationsbereich zu vermeiden ist, ist einerseits die 
Risikosituation beim BAV (Bundesamt für Verkehr}9 zu erfragen und andererseits schon bei Beginn 
der Planungen in den oben erwähnten Gebieten "Geelig" und "Vogelsang/Limmatspitz" mit dem 

AVS, Chemiesicherheit, Kontakt aufzunehmen, damit Massnahmen aus dem Anhang 2 der Pla­

nungshilfe frühzeitig berücksichtigt werden können. 

Belastete Standorte und Altlasten 

Auf dem Gemeindegebiet liegen, wie im Planungsbericht erwähnt, verschiedene Ablagerungs- und 

Betriebsstandorte. Die Lage der Standorte kann unter www.kataster-aargau.ch eingesehen werden. 

Die zulässige Nutzung ist auf die belasteten Standorte abzustimm~n (Zonenplan, BNO). In erster Li­
nie betrifft dies bei Einzonungen Ablagerungsstandorte und bei Umnutzungen Betriebsstandorte 

(frühere industrielle oder gewerbliche Nutzungen). 

Nach Art. 3 Altlasten-Verordnung (AltlV) darf ein Bauprojekt oder eine Umnutzung auf einem belaste­

ten Standort nur dann ausgeführt werden, wenn: 

• der belastete Standort nicht sanierungsbedürftig ist und durch das Bauvorhaben nicht sanierungs­
bedürftig wird oder 

• eine spätere Sanierung durch das Bauvorhaben nicht wesentlich erschwert oder 

• der Standort gleichzeitig mit dem Bauvorhaben saniert wird. 

- Ob Art. 3 AJtlV eingehalten werden kann, wird spätestens im Rahmen des Baubewilligungsverfah­

rens abgeklärt werden müssen. Dabei werden projektbezogene, abfall- und alt!astenrechtliche Aufla­
gen formuliert, die auf die Einhaltung von Art. 3 AltlV sowie die fachgerechte Entsorgung von belas­
tetem Material (Entsorgungskonzept nach Art. 16 Verordnung über die Vermeidung und die 

Entsorgung von Abfällen, WEA) fokussieren. 

Zu weitergehenden altlastenrechtlich notwendigen Untersuchungs-, Überwachungs- oder Sanie­

rungsmassnahmen gemäss Art. 7 ff. AltlV bei belasteten Standorten wird von der Abteilung für Um­

welt im Einzelfall Stellung genommen. 

• https:/lwww.are.admin.ch/are/de/home/medien-und-publlkationen/publlkatlonen/strategle-und-planung/planungshilfe-koordination-raumpla­

nung-und-stoerfallwrsorge.html 

• Zuständig für den Vollzug der Störfallverordnung bei der Bahn 
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~bfallbehandlungsanlagen 

Abfallbehandlungsbetriebe müssen einer geeigneten Bauzone zugewiesen werden. In der Nutzungs­

planung sind gewerbsmässige Abfallbehandlungsbetriebe daher auf ihre Zonenkonformität zu prü­

fen. 

Auf dem Gemeindegebiet von Gebenstorf bestehen drei Betriebe mit abfallrechtlicher Bewilligung 

(Lehner Kies- und Betonwerk AG, Merz Baustoff AG, Relogis Frunz AG). Die Zonierungen sind sach­

gerecht. 

3.6.5 Archäologie 

Von den Zielsetzungen und Entwicklungsabsichten im Rahmen der Gesamtrevision Nutzungspla­

nung sind aktenkundige archäologische Hinterlassenschaften direkt betroffen, zum Beispiel im Ge­

biet "Geelig", "Steinacher" oder "Reussdörfli". Zudem ist zu berücksichtigen, dass durch die geplante 

bauliche Entwicklung und Verdichtung im Gemeindegebiet bei Bodeneingriffen auch bislang uner­
kannte archäologische Hinterlassenschaften zum Vorschein kommen können. Diese sind gemäss 

Kulturgesetz (KG) vom 31. März 2009 zu erhalten und zu schützen (§ 38 KG). Ist ihre Zerstörung un­

umgänglich, müssen sie durch die Kantonsarchäologie fachgerecht ausgegraben und dokumentiert 

werden (§ 44 KG). 

Die Gemeinde könnte ausgewählte archäologische Fundstellen spezifisch als kommunale 

Schutzobjekte oder Schutzareale festlegen. Auch eine kantonale Unterschutzstellung gemäss 

§ 24 KG ist grundsätzlich möglich. Beides ist aktuell nicht vorgesehen. 

Es ist korrekt, dass archäologische Fundstellen im Bauzonen- und Kulturlandplan nicht mehr als 
Orientierungsinhalt eingetragen sind. Stattdessen stellt die Kantonsarchäologie mit der öffentlich 

zugänglichen Onlinekarte "Archäologische Fundstellen" im AGIS-Geoportal eine möglichst aktuelle 

und einfach abrufbare Kartengrundlage zu den aktenkundigen archäologischen Fundstellen zur Ver­

fügung (www.geoportal.ag.ch). Da sich der Kenntnisstand über die archäologischen Fundstellen fort­

während verändert und die Onlinekarte laufend aktualisiert wird, ist die Onlinekarte während allen 

Schritten der Nutzungsplanungsrevision zu konsultieren. Auch ohne Eintrag in den Zonenplänen 

bleibt die gesetzlich verankerte Meldepflicht im Zusammenhang mit archäologischen Hinterlassen­
schaften bestehen (§ 41 KG). Bei sämtlichen raumplanerischen Tätigkeiten und Bauvorhaben ist die 

archäologische Fundstellenkarte beizuziehen. 

3.6.6 Historische Verkehrswege, Fuss- und Wanderwege 

Die Gemeinde Gebenstorf besitzt ein lückenhaftes historisches Verkehrswegenetz, in dem vor allem 

die Verbindungen über die südlich und südöstlich vorgelagerten Höhen in Richtung Reuss- und 

Limmattal zusammenhängend erhalten sind, da sich der überörtliche Verkehr heute nur auf den 

Hauptstrassen im Reuss- und Aaretal abspielt. Die erhaltene traditionelle Wegsubstanz befindet sich 
an diesen älteren Verbindungen; es handelt sich ausschliesslich um gut erhaltene Hohlwege im 

Wald. 

Alle !VS-Objekte (Inventar der historischen Verkehrswege der Schweiz) sind auf dem Gemeindege­

biet samt den Wegbegleitern korrekt in einem separaten IVS-Plan eingetragen, der als Beilage zur 

BNO veröffentlicht wird (§ 1 Abs. 4 BNO). Der Planungsbericht sieht vor, dass "der Gemeinderat bei 

allfälligen Bauvorhaben im Bereich derartiger Objekte den Plan respektive das hinterlegte Inventar 

zu konsultieren und nötigenfalls Auflagen zu erlassen" hat. 

In Anbetracht der vorhandenen Wegsubstanz und ihrer geringen Gefährdung genügt diese Rege­

lung. Die Wanderwege sind in den Unterlagen korrekt abgebildet. 
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3.7 Bau- und Nutzungsordnung (BNO) 

Die BNO orientiert sich an der kantonalen Muster-BNO und unterstützt die Zielsetzungen und Bestre­

bungen der Planungsrevision sach- und stufengerecht. 

Der Grosse Rat hat am 15. September 2009 den Beitritt zur IVHB beschlossen und mit der BauV 

vom 25. Mai 2011 umgesetzt. Die vorliegende BNO richtet sich nach diesen neuen Bestimmungen. 

Am 1. November 2021 trat die Revision der BauV vom 25. August 2021 in Kraft. Mit Protokollauszug 

vom 21. Februar 2022 beantragt der Gemeinderat Gebenstorf die direkte Änderung der revidierten 

BNO im Rahmen der Genehmigung. Es ergibt sich folgender Anpassungsbedarf der BNO: 

§ 9 Abs. 4 

§ 10 Abs. 1 

§ 10 Abs. 5 

§ 11 Abs. 1 

§ 11 Abs. 4 

Die Klammerbemerkung (Neigung kleiner als 10 %) ist zu streichen. Gemäss § 17a BauV 

gilt eine Neigung des massgebenden Terrains von mehr als 10 % als Hang. Entsprechend 

sind Neigungen von 10 % oder kleiner nicht als Hang, sondern als Ebene zu qualifizieren. 

Der Begriff "Nettoladenfläche" ist durch "Verkaufsfläche" zu ersetzen. Neu wird der Begriff 

Verkaufsfläche verwendet. Sie ist in § 15d BauV definiert. 

Mit der Streichung von § 57 Abs. 1 BNO zu den allgemeinen Kriterien ist der Verweis auf 

§ 57 Abs. 1 BNO in§ 15e Abs. 1 BauV zu ändern. 

Der Begriff "Nettoladenfläche" ist durch "Verkaufsfläche" zu ersetzen. Neu wird der Begriff 

Verkaufsfläche verwendet. Sie ist in § 15d BauV definiert. 

Mit der Streichung von § 57 Abs. 1 BNO zu den allgemeinen Kriterien ist der Verweis auf 

§ 57 Abs. 1 BNO in§ 15e Abs. 1 BauV zu ändern. 

§ 13 Abs. 2 und 3 Der Begriff "Nettoladenfläche" ist durch "Verkaufsfläche" zu ersetzen. Neu wird der Begriff 

Verkaufsfläche verwendet. Sie ist in § 15d BauV definiert. 

§ 14 Abs. 1 

§ 15 Abs. 1 

§ 16 Abs. 2 

§ 17 Abs. 2 

§ 33 

§ 34 

§ 35 

§ 36 

Der Begriff "Nettoladenfläche" ist durch "Verkaufsfläche" zu ersetzen. Neu wird der Begriff 

Verkaufsfläche verwendet. Sie ist in § 15d BauV definiert. 

Der Begriff "Nettoladenfläche" ist durch "Verkaufsfläche" zu ersetzen. Neu wird der Begriff 

Verkaufsfläche verwendet. Sie ist in § 15d BauV definiert. 

Der Begriff "Nettoladenfläche" ist durch "Verkaufsfläche" zu ersetzen. Neu wird der Begriff 

Verkaufsfläche verwendet. Sie ist in § 15d BauV definiert. 

Der Begriff "Nettoladenfläche" ist durch "Verkaufsfläche" zu ersetzen. Neu wird der Begriff 

Verkaufsfläche verwendet. Sie ist in § 15d BauV definiert. 

Paragraf ergänzen mit Abs. 7: "§ 36c BauV bleibt anwendbar." Der Schutz vor Hochwasser 

wird neu in § 36c BauV geregelt. Dieser schreibt auch vor, welche Nachweise Bauherr­

schaften im durch Hochwasser oder Oberflächenabfluss gefährdetem Gebiet erbringen 
müssen. Diese Bestimmung muss auch bei den Bauten und Anlagen gemäss § 33 BNO zur 

Anwendung kommen. 

Der Schutz vor Hochwasser ist neu in § 36c BauV geregelt und die Absätze 1 und 2 sind zu 

streichen. Abs. 3 ist redundant zu§ 47 BNO und kann in diesem Zusammenhang gestri­

chen werden. 

Abs. 4 ersetzen mit: 'Wer in einer Hochwassergefahrenzone baut, hat im Baugesuch nach­

zuweisen, dass§ 36c BauV eingehalten ist." Abs. 5 streichen. Der Schutz vor Hochwasser 

wird neu in § 36c BauV geregelt. Dieser schreibt auch vor, welche Nachweise Bauherr­

schaften im durch Hochwasser oder Oberflächenabfluss gefährdetem Gebiet erbringen 

müssen. 

Der Schutz vor Hochwasser oder durch Oberflächenwasser gefährdete Gebiet ist neu in 

§ 36c BauV geregelt und die Absätze 1 und 2 sind zu streichen. Abs. 3 ist redundant zu 

§ 47 BNO und kann in diesem Zusammenhang gestrichen werden. 
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§ 39 

§ 40 

§ 42 Abs. 3 

§ 45 Abs. 2 

§ 50 

§ 52 Abs. 2 

§ 57 

Dieser Paragraf ist zu streichen. Das Störmass der Betriebe ist neu in § 15c BauV geregelt. 

Dieser Paragraf ist zu streichen. Die Verkaufsfläche ist neu in § 15d BauV geregelt. 

Dieser Absatz ist zu streichen. Grenzabstände für Kleinstbauten sind neu in§ 19 Abs. 2 

BauV geregelt. 

Im öffentlichen Interesse liegende Einrichtungen sind neu in§ 19 Abs. 3 BauV geregelt und 

somit sind die Kabelverteilkästen im Abs. 2 zu streichen. Der Absatz 3 ist zu streichen. 

Abs. 1 ist zu streichen. Weiter ist die Marginalie "Raummasse / Fenstergrösse / Neben­

räume" zu ersetzen mit "Private Aussenräume und Wohnhygiene". Damit bezieht sich auch 

die Ausnahme gemäss Abs. 3 nur auf diese Inhalte und nicht auf die Regelungen gemäss 

§ 36a BauV. Die Raummasse, Fenstergrössen, Nebenräume für Neubauten und neue 

Mehrfamilienhäusern sind neu in § 36a BauV geregelt. 

Bei der zitierten VSS-Norm sind die Nummerierung und das Datum zu aktualisieren: 

''VSS 40 281 vom 31 . März 2019". Siehe dazu§ 43 Abs. 1 BauV. 

Die Einordnung von Bauten und Anlagen in das Ortsbild wird nach den allgemeinen Krite­

rien gemäss § 15e Abs. 1 BauV. beurteilt. Deshalb ist Abs. 1 zu streichen. 

3.8 Mehrwertabgabe und Baupflicht 

Bei Einzonungen ist eine Mehrwertabgabe zu leisten. Der Einzonung gleichgestellt sind Umzonun­

gen innerhalb Bauzonen, wenn das Grundstück vorher in einer Zone gelegen ist, in der das Bauen 
verboten oder nur für öffentliche Zwecke zugelassen ist. Für die im Zeitpunkt der Genehmigung ein­

getragenen Grundeigentümer der folgenden Grundstücke besteht eine Mehrwertabgabepflicht: 

• Parzelle 146 

• Parzelle 242 
• Parzelle 603 
• Parzelle 605 

• Parzelle 648 
• Parzelle 7 46 
• Parzelle 963 

• Parzelle 1007 
• Parzelle 1115 

• Parzelle 1145 
• Parzelle 1292 
• Parzelle 1420 

• Parzelle 1465 
• Parzelle 1466 
• Parzelle 1580 
• Parzelle 1610 
• Parzelle 1611 

• Parzelle 1612 
• Parzelle 1613 
• Parzelle 1637 
• Parzelle 1696 

• Parzelle 1886 

• Parzelle 1887 

• Parzelle 1888 
• Parzelle 1889 
• Parzelle 1941 

• Parzelle 1942 
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• Parzelle 1964 

• Parzelle 2007 

Die Abteilung Raumentwicklung leitet die Anmeldung der Gemeinde zur Eintragung der Mehrwertab­
gabepflicht im Grundbuch nach Rechtskraft der Genehmigung an das zuständige Grundbuchamt 

weiter. Das weitere Vorgehen betreffend Mehrwertabgabe ist dem beiliegenden Merkblatt zu entneh­

men. 

Andere Planungsvorteile, die durch Um-/Aufzonungen oder aufgrund anderer Planungsmassnahmen 

resultieren, können seitens Gemeinde mittels verwaltungsrechtlichen Vertrags ausgeglichen werden. 

3.9 Anhörung nach § 27 BauG 

Aufgrund der per 1. November 2021 revidierten Bauverordnung ergibt sich Anpassungsbedarf an der 
BNO. Der Gemeinderat wurde dazu angehört und nimmt die resultierenden Direktänderungen mit 

Entscheid vom 21. Februar 2022 mit nachfolgenden Anpassungen zustimmend zur Kenntnis: 

Die vorgeschlagenen Anpassungen zu§ 10 Abs.5 BNO, § 11 Abs. 4 BNO, §§ 34 und 36 BNO sind 

mit der revidierten BauV übereinstimmend und sinnvoll. 

Die in § 45 BNO bezüglich öffentlichen Brunnen vorgeschlagene Anpassung ist nachvollziehbar, da 
es unklar ist, ob diese Baute nach § 19 Abs. 2 oder Abs. 3 BauV gehandhabt wird. Die Personalab­

stände bei Bushaltestellen sind weiterhin als Kleinbauten zu taxieren und bleiben abweichend zu 
§ 19 Abs. 2 BauV geregelt. Dies wird mit der revidierten Bauverordnung nicht anders geregelt und 

somit erfolgt aufgrund dessen keine Anpassung. 

§ 36a BauV regelt nur die Raummasse, Fenstergrössen und Nebenräu~e von Neubauten und 
neuen Mehrfamilienhäusern. Weitere kommunale Regelungen zu Ausnahmen, zum Beispiel für Alt­

bauten oder weitere Aspekte des § 52 BauG (~um Beispiel Bestimmungen in Bezug auf die Ausrich­
tung der Wohnungen etc.) widersprechen§ 36a BauV nicht und sind weiterhin zulässig, solange sie 

sich im Rahmen von § 52 BauG bewegen. 

Die Abweichungen in Dorfkernzonen zu den Bestimmungen in § 50 Abs. 1 BNO und neu übergeord­
net in § 36a BauV sollen in Ausnahmefällen weiterhin möglich sein. Da in begründeten Ausnahmesi­

tuationen eine Ausnahmebewilligung nur möglich ist, wenn ausserordentliche Verhältnisse vor1iegen 

oder die Anwendung der Vorschriften und Pläne zu hart wäre (analog § 67 BauG) und die allgemei­

nen Anforderungen gemäss § 52 BauG ohnehin gelten, ist diese Ausnahmeregelung vertretbar. 

4. Ergebnis 

Die Vorlage erfüllt nach Vornahme der oben aufgeführten Direktänderungen die gesetzlichen Vo­

raussetzungen für die Genehmigung. 
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Beschluss 

1. 

Der Nutzungsplanung Siedlung und Kulturland, "Gesamtrevision", beschlossen von der Gemeinde­

versammlung der Gemeinde Gebenstorf am 10. Juni 2021 , wird, unter Vorbehalt von Dispositiv 2, 

genehmigt und die räumlichen Veränderungen des Siedlungsgebiets werden im Sinne des Richt­

plans fortgeschrieben. 

2. 

Die Bau- und Nutzungsordnung wird durch Direktänderungen an die seit 1. November 2021 rechts­

kräftige Bauverordnung angepasst: 

§ 9 Abs. 4 

§ 10 Abs. 1 

§ 10 Abs. 5 

§ 11 Abs. 1 

§ 11 Abs. 4 

§ 13 Abs. 2 und 3 

§14Abs.1 

§ 15 Abs. 1 

4 Flachdachbauten mit Attikageschoss müssen die Fassadenhöhe in der Ebene {Nei­

guRg kleiRer als 10 %) nur an den zurückversetzten Seiten einhalten. An den hochge­

zogenen Fassaden gilt die Gesamthöhe. 

1 ( ... ) Sie ist für Wohnen, private und öffentliche Gewerbe- und Dienstleistungsbe­

triebe, Restaurants und Verkaufsgeschäfte bis maximal 500 m2 NeltolaeeRfläshe Ver­

kaufsfläche bestimmt. Zulässig sind nicht störende sowie mässig störende Betriebe. 

5 Neu- und Ersatzbauten sowie An- und Umbauten müssen sich nach den Kriterien 

von § 57 Aas. 1 BNO § 1 Se Abs. 1 BauV gut in die bestehende Bebauung und Umge­

bung einfügen. 

1 ( ... ) Sie ist für Wohnen, private und öffentliche Gewerbe- und Dienstleistungsbe­

triebe, Restaurants und Verkaufsgeschäfte bis maximal 500 m2 l>leltolaeeRfläshe Ver­

kaufsfläche bestimmt. ( ... ) 

4 Es dürfen nur Bauten und Anlagen erstellt werden, welche sich gemäss § 57 /1.es. 1 

8NG § 15e Abs. 1BauV gut in das Ortsbild einfügen.( ... ) 

2 Die Wohn- und Gewerbezone WG2 ist für Ein-, Zwei-, Drei- und Reiheneinfamilien­

häuser, Mehrfamilienhäuser, Kleinbetriebe (Gewerbe, Dienstleistungsbetriebe), Res­

taurants sowie für Verkaufsgeschäfte bis maximal 500 m2 MeltolaeeRtläshe Verkaufs­

.fläche bestimmt. 
3 Die Wohn- und Gewerbezone WG3 ist für Mehrfamilienhäuser, Kleinbetriebe (Ge­

werbe, Dienstleistungsbetriebe), Restaurants und Verkaufsgeschäfte bis maximal 

500 m2 l>leltolaeeRffäshe Verkaufsfläche bestimmt. ( ... ) 

1 ( ... ) Entlang der Vogelsang- und Grubenstrasse kann ein Autohaus bis maximal 

1200 m2 NeltolaeoRfläshe Verkaufsfläche erstellt werden. ( .. . ) 

1 Die Wohn- und Gewerbezone Limmatspitz ist für Wohnen u'nd mässig störendes Ge­

werbe bestimmt. Fabrikläden (Verkauf von vor Ort produzierten Waren) und Verkaufs­

geschäfte von total maximal 500 m2 NeltolaeoRfläshe Verkaufsfläche sind zulässig. 
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§ 16 Abs. 2 

§ 17 Abs. 2 

§ 33 

§ 35 

2 Nicht zugelassen sind: 

a) für die Gewerbezonen G und GW (Wiesenstrasse) Verkaufsgeschäfte mit einer 

Netteladenfläche Verkaufsfläche über 500 m2; 

b) für die Gewerbezone GG (Geelig) Verkaufsgeschäfte mit einer Nelleladenflär.he 

Verkaufsfläche über 1500 m2; Verkaufsgeschäfte, die zum Zeitpunkt des 

lnkrafttretens dieser Bestimmung bereits als mittelgrosse Verkaufsgeschäfte 

(500-3'000 m2 NettelaseAfläche Verkaufsfläche) in Betrieb waren, dürfen um 

maximal 25 % der bestehenden ~lettoladeAfläche Verkaufsfläche (bestehende 

~letteladoAfläche Verkaufsf/äche beim Inkrafttreten der Gesamtrevision Nut­

zungsplanung Siedlung und Kulturland) erweitert werden, dabei muss eine maxi­

male NolloladeAfläcl'le Verkaufsfläche von 3'000 m2 eingehalten werden; 

( ... ) 

2 Nicht zugelassen sind: 

a) Verkaufsgeschäfte mit einer NettelaseAfläche Verkaufsfläche über 500 m2 pro 

Standort; 

( ... ) 

( ... ) 

7 § 36c BauV bleibt anwendbar. 

-1- Wer in hosl'lwasser!Jefäl'lrdetem Geeiet ea1;1t, l'lat im Ba1;1!Jes1;1sh AaSRi!l:lweiseA, dass 

dem Projekt eAtspresheAde Ssh1:11i!r-:RassAahmeA 9etroffeA wordeA, 

ser Hosl'lwasseral:lf11:1ss 1:1Ad sie Hehe ses 1NasserstaAss Aisht AaGhteili!J 1:leeiAfl1:1sst 

worden l:IAS 

keiAe Aasl'lteili!J0A l\1:1swirk1:1A!JeA a1:1f O1:lor 1:1As UAterli8!}er 2!1:1 erwarteA siAS. 
2 Oie Massnal'lmoA siAs a1:1f das ssl'lasoAfl:oio üeerstel'len oiAes h1:1Adel1jährlisl'leA 

Hosh•A•assers MQ1QO a1:1si!(,lrishteA. 
3 Die Ba1:1eewilll!Jl:lA!JSBoherse kaAA, weAA Aeli!J, a1:1f KosteA der Ba1:1herrsshaft eine 

8e91:1tashtt:1A!J d1:1rsh Far.hle1:1te aAorSAeA. Soweit Qeerwie9eASo effeAtlishe IAleresseA 

es erforSeFR, kaAA Sie 8a1:1eewilli91:1A9seel'lerSe weiter9ehenSo MassAal'lmen ,,,er:laA 

9eA eSer Qa1:1\lerl'lal:leA 1:1Atersa9eA. 

( ... ) 
4-Wer in einer Hochwassergefahrenzone baut, hat im 8a1:19os1:1Gh Aasl'l2!1:1weisoA, sass 

er dem Projekt oAtspreshonde Ssh1:1ti!massAahmoA 9etreffeA l'lat. IA Ser Re9el siAS 

die MassAahmeA al:lf Sas ssl'ladeAfl:eie Überslel'leA eiAes l'l1:1AS011jährlisl'leA Mecl'lwas 

sers (HQ100) a1:1s2!1:1risAteA. hat Im Baugesuch nachzuweisen, dass§ 36c BauV 

eingehalten Ist. 

5 IA Goeieton mit GofahreAstufen 9emäss Gefal'lrenkarte und el=lne aus9ewiesenes 

Ssh1:11i!Sefii!it (Resl!JefährSung) kaAA die Baul:lewilli9uA9seol'lerSe \lerlaAgen, Sass sie 

Ba1:11'1errssl=laft nachweist, welsl'lo Massnahmon i!(,jfA Ssh1:11i! •,<ergosehen sinS. 

u ( ... ) 

H ( ... ) 

~ In Mang 1:1Ad M1:1ISeAla9on ist Ser Gefährd1;1n9 dursh O1:lerfläsl=leAwasser aA9emes 

sen Reshn1:1n9 i!U lrageA. 
2 GebäuSee#AuAgeA wie Ha1:1s2!u9äA9e, i;::onstereffA1:1A!JeA, AbfahrteA 1:1ns Lisht 

sshäshte sinS ausroishend orheht eder wassorSisht ausz1:1führen. 
3 Die Ba1:1eewilli91:1n9seel'lerde kann, wenn neti!l, al:lf Kasten ~er Ba1:1herrschaft eine 

8e91:1tasl=ltung dl:lrnh Fashlouto aAerdnen. Seweit QeerwiogeAdo effentliche IAteressen 

es erforSern, kanA Sie Ba1:1eewilli!JUA9sbel=lerSe weitergehende Massnahmen \ler:lan 

geA eSer 8au~•erhal:len untersagen 
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§-40 

§ 42 

§ 45 

§ 50 

§ 52 

4 Als Risht stöFeRd §elten iR Wehm1uaFtieFe ~asseRde KleiReetFiel3e R1it §eFin§eR1 Zu 

erin§eFYeFkehF wie Läden, 8üFes uRd Gesshäfte, die keiRe eFheelish §FässereR Aus 

WiFkUR!jeR eRtfalten, als sie aus deR1 WehneR eRtsteheR. 

2 Als mässi!l stäFend §elteR 8etFieee mit Auswirkun§en, die im RahR1eR herkämmli 

eher lelandwerks , G0>NeFee und DieRstleistun§seetFieee eleleen, auf die üelisheR A: 

eeits oder ÖffRun§sö!eiteR eesshränkt siRd. 

3 8etFieee, die eiR hohes Mass 'JOR quartierfreR1dem VeFkehr •JeFursasheR, §elten Rieht 

als mässig, soRdeFn als stark stäFeRd. 

4 Die 8eF8GhRURg deF l>lettoladeRfläshe Fiehtet sish RaGh dem iR der vss Norm SN 

640.281 \<erweRdeteR Begriff "\lerkaufsfläshe". 

( ... ) 
3 Für Kleinsteauten gemäss § 49 8auV Aes. 2 lit. d gelten inRerhale des 8augeeiets 

Gie gleishen GFenö!aestände wie fQr KlelR uRd AReauteR gomäss § 19 8auV. 

( ... ) 
2 Öffentliche Brunnen, KaeelverteilkasteR, Personenunterstände bei Bushaltestellen 

und andere im öffentlichen Interesse liegenden Einrichtungen dürfen an die Grenze 

der Privatgrundstücke gestellt werden. 

3 Auf die lnteresseR der eetroffenen GruRdeigeRtürner ist R1äglishst Rüsksisht ö!U Reh 

ffieR, 

(Marginalie: RaurnR1asse ! FeRstergrässe ! l>leeenräume Private Aussenräume und 

Wohnhygiene) 
4 FüF l>leueauteR gellen Rashstehende Masse: 

a) WehR , Sshlaf und Arl3eitsräume 

Lishte Mähe: eei Vollgesshess rniRd. 2.40 m eei Daehgesshess rnind. 

2.40 rn auf R1iRd. 6 rn2 ~ 

Fensterfläshe: Die FeRsterfläehe {biiftungsäffRung) eetFägt mind. V,o 
deF 8odenflä ehe. {die FensteF müssen direkt iRs Freie führen) 

Dashfläshenfenster: 8ei DashfläsheRfeRslern kaRR die FeRsterfläsAe {Lüf 

tungsäffRun§) eis ayf..4h5 der aRresheneaFeR 8odeRfläshe redueiert wer 
deR,. 

e) Neeenräurne in MehrfarnilieRhäusern 

- --l'/11E,B1csKte1Hllnra*ulfmn;:;...------i~~reo .... \A"'JeeR-hR~UbHR'llgH'frn1HiR'lldr. . ..,4HFRFfl2 (iR1 i!slFish oder auf dem glei 

sheR Gesshoss wie die V\lohRuRg) 

KelleF: füF eiRe 1 Zimmer WohRung rniRd. 4 R12 NF jedes wei 

toFe Zimmer 

---------+----fff2 zusätzlieh 

2 1 ( ... ) 

3 2 In den Dorfkernzonen kann der Gemeinderat Abweichungen von § 50 Abs. 1 BNO 

und § 36a BauV bewilligen. 

( ... ) 
2 ( ... ) Bei grösseren Verkehrserzeugern (mehr als 500 Fahrten pro Tag) wird bei Neu­

bauten, Nutzungserweiterungen und Umnutzungen die Anzahl Parkfelder auf den 

Pflichtqedarf gemäss Norm (VSS 640 281 vom 31. März 2019) limitiert. 

( ... ) 
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§ 57 4 Der GemeiAaerat ee1;1rteilt Elie EiAerEIR1;1Rg \'OR 8a1;1toR 1ma /\RlagoR iA aas Ortsbila 
Rash felgeREleR KrilerieR: 

a) Slelhmg {FirslFishllamg) 

b) Grösse aer 8a1a1k11beA 

s) Wirk11Rg iFR SlrasseRra11FR 

a) FoFFR, Slaffel11Rg, Gli988FllA9 aer 8a11FRa668 

e) DashfoFFR, DashReig11Rg 

f) 
g) 

h) 

FassaaeRglieaer11Rg, e11rshbrüshe 

Malerialwahl, Farbe 

TorraiR llRa UFRgeb11Rgsgeslall11Rg, EiRfriea11RgeR 
2 1 { ... ) 

3. 

Die Staatskanzlei wird mit der Publikation im Amtsblatt beauftragt, einschliesslich der Änderungen. 

Verteiler 
• Gemeinderat, Vogelsangstrasse 2, 5412 Gebenstorf (mit Merkblatt "Informationen zum weiteren 

Vorgehen betreffend Mehrwertabgabe") 

• Departement Bau, Verkehr und Umwelt 
• Abteilung Raumentwicklung BVU (mit Akten) 
• Rechtsabteilung BVU 

• Abteilung Landschaft und Gewässer BVU 
• Abteilung Wald BVU 
• Departement Volkswirtschaft und Inneres 

• Abteilung Register und Personenstand DVI 
• Departement Finanzen und Ressourcen 

• Landwirtschaft Aargau DFR 

• Staatskanzlei (Amtsblatt) 

Rechtsmittelbelehrung 

1. 

Gegen diesen Entscheid kann innert einer nicht erstreckbaren Frist von 30 Tagen seit der amtlichen Publikation 

beim Verwaltungsgericht des Kantons Aargau, Obere Vorstadt 40, 5000 Aarau, Beschwerde geführt werden. 

Die Frist steht still vom siebten Tag vor Ostern bis und mit dem siebten Tag nach Ostern, vom 15. Juli bis und 

mit dem 15. August und vom 18. Dezember bis und mit dem 2. Januar. 

2. 

Die Beschwerdeschrift ist von der Partei selbst oder von einer Anwältin beziehungsweise einem Anwalt zu ver­

fassen, welche{r) gemäss dem Bundesgesetz über die Freizügigkeit der Anwältinnen und Anwälte {Anwaltsge­

setz, BGFA) vom 23. Juni 2000 zur Vertretung von Parteien vor Gericht berechtigt ist. 

Die Beschwerdeschrift muss einen Antrag und eine Begründung enthalten, das heisst, es ist 

a) anzugeben, wie das Verwaltungsgericht entscheiden soll, und 

b} darzulegen, aus welchen Gründen diese andere Entscheidung verlangt wird. 
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3. 
Auf eine Beschwerde, welche den Anforderungen gemäss den Ziffern 1 oder 2 nicht entspricht, wird nicht einge-

treten. 

4. 
Eine Kopie des angefochtenen Entscheids ist der unterzeichneten Beschwerdeschrift beizulegen. Allfällige Be-

weismittel sind zu bezeichnen und soweit möglich einzureichen. 

5. 
Das Beschwerdeverfahren ist mit einem Kostenrisiko verbunden, das heisst, die unterl iegende Partei hat in der 

Regel die Verfahrenskosten sowie gegebenenfalls die gegnerischen Anwaltskosten zu bezahlen. 

Kanton Aargau 
Departement Bau, Verkehr und Umwelt 

Abteilung Wald 

1 3. APR. 2022 

Zuweisung an: 

r-r1 z 
Kopie an: (J,..,-f 1--u J fl.r. ✓ 

lf;f-2
1 

M, 
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KANTON AARGAU 

DEPARTEMENT 
BAU, VERKEHR UND UMWELT 
Abteilung Wald 

23. September 2020 

Rodungsgesuch Nr. BVUAW.1480 

Gemeinde: Gebenstorf 

Gesuchstellerin: Merz Baustoff AG 

Bauvorhaben: Neue Zufahrt Areal Merz 

Leitverfahren: Gesamtrevision Nutzungsplanung Siedlung und Kulturland 

Rod ungsbewill igu ng 

1. Sachverhalt 

Die Merz Baustoff AG plant ·eine neue Areal-Zufahrt zwischen den Parzellen Nrn. 614 und 616 in der 
Gemeinde Gebenstorf. Die neue Zufahrt soll eine Entflechtung des Industrieverkehrs und des Ver­

kehrs der Wohn- und Gewerbenutzungen ermöglichen. Ausserdem wird mit der neuen Zufahrt die 

Sichtsituation in die Landstrasse verbessert. Bestandteil des Rodungsgesuchs sind zusätzlich die 

bereits ausgeführten Rodungen für Zufahrten auf dem Werkareal. 

Für die neue Zufahrt und die Bereinigung innerhalb des Werkareals wird eine definitve Rodung im 
Umfang von 412 m2 und eine temporäre Rodung im Umfang von 224 m2 benötigt. Der Realsersatz 

für die demitiven Rodungen im Umfang von 412 m2 ist auf den Parzellen Nrn. 606 und 612 in der Ge­

meinde Gebenstorf geplant. 

2. Erwägungen 

Das vorliegende Rodungsgesuch wird im Rahmen eines Nutzungsplanungsverfahrens gestellt. Da­
mit ist die Abteilung Wald des Departements Bau, Verkehr und Umwelt des Kantons Aargau für die 

Erteilung der Rodungsbewilligung zuständig. Die Bewilligung wird koordiniert mit der Genehmigung 

der Gesamtrevision Nutzungsplanung Siedlung und Kulturland erteilt. 

In den letzten 15 Jahren vor Einreichung des vorliegenden Rodungsgesuchs wurden für das gleiche 

Werk weder Rodungen ausgeführt, noch sind bewilligte Rodungen ausstehend. Bei einer total mass­

geblichen Rodungsfläche von 636 m2 wird das BAFU nicht angehört. 

Die Zustimmung der betroffenen Grundeigentümer liegt vor. 

Das vorliegende Rodungsgesuch lag zusammen mit der Gesamtrevision Nutzungsplanung Siedlung 

und Kulturland vom 17. August 2020 bis 15. September 2020 in der Gemeinde Gebenstorf öffentlich 
auf. Dagegen sind keine Einwendungen eingegangen. 

~~ s~tei\ung Wald ·;v~ 



Die Verbesserung der Verkehrssicherheit auf dem Werkareal und auf der Zufahrt in die Landstrasse 

gilt als wichtiger Grund, der das Interesse an der Walderhaltung überwiegen kann. 

Die neue Zufahrt soll zu einer Entflechtung des Verkehrs des Industrieareals von der Wohn- und Ge­

werbefläche führen. Daher wird die neue Zufahrt zwischen das Werkareal und das Wohnhaus auf 
der Parzelle Nr. 614 gelegt. Die bestehende Zufahrt auf dem Werkareal muss verbreitert werden. 

Das Werk, für das gerodet werden soll, ist durch die Lage der Gebäude auf den vorgesehenen 

Standort angewiesen. 

Das Werk erfüllt gemäss Stellungnahme der Abteilung Raumentwicklung des Departements Bau, 

Verkehr und Umwelt vom 15. April 2020 zur Gesamtrevision sachlich die Voraussetzungen der 
Raumplanung. Vorbehalten bleibt die Zustimmung der Gemeindeversammlung zur Anpassung der 

Nutzungsplanung. 

Die Rodung führt zu keiner erheblichen Gefährdung der Umwelt durch Erosion, Rutschungen, 

Brände oder Windwurf. 

Gemäss Stellungnahme der Abteilung für Umwelt des Departements Bau, Verkehr und Umwelt vom 
18. April 2019 zur Gesamtrevision der Nutzungsplanung zieht das Projekt keine weitere Gefährdung 
der Umwelt wie Gewässerverschmutzung, Lärm, Staub, Erschütterungen usw. nach sich. 

In Vertretung der Interessen des Natur- und Heimatschutzes hat die Abteilung Landschaft und Ge­

wässer des Departements Bau, Verkehr und Umwelt gemäss Mitteilung vom 16. Oktober 2018 zur 

Gesamtrevision keine Einwände gegen das Vorhaben. 

Die Ersatzaufforstung für die temporäre Rodung wird im Ausmass von 224 m2 an Ort und Stelle ge­
leistet. Die Ersatzaufforstungsfläche für die permanente Rodung auf den Parzellen Nrn. 606 und 612 

im Ausmass von 412 m2 liegt ausserhalb landwirtschaftlicher Vorrangflächen. 

Gesamthaft betrachtet überwiegen im vorliegenden Fall die Interessen an der Rodung diejenigen an 

der Walderhaltung. 

Erheblicher Vorteil: 

Massgeblich für die Ermittlung des Mehrwerts ist die Differenz zwischen den Verkehrswerten des 

Waldbodens und des gerodeten Bodens. Die Ausgleichsabgabe wird durch die Abteilung Wald des 

Departements Bau, Verkehr und Umwelt verfügt und der Merz Baustoff AG nach Rechtskraft der Ro­

dungsbewilligung in einem separaten Entscheid eröffnet. 

3. Rodungsentscheid 

3.1 Der Merz Baustoff AG wird für die neue Zufahrt eine Rodung im Umfang von 636 m2 Waldboden 

bewilligt. 

3.2 Die Bewilligung bezieht sich auf folgende Grundstücke: 

Gemeinde Lokalname Eigentümer/in Parz.Nr. Rodung m2 

Gebenstorf Merz Baustoff AG 612 636 

Total 636 

Rodungskoordinaten: 2 659 913 / 1 259 042 

Massgebend für die Abgrenzung der Rodungsfläche sind die Situationspläne "Rodung neue Zu­

fahrt Merz" sowie "Frühere Rodungen" 1 :500 genehmigt durch die Abteilung Wald am 23. Sep­

tember 2020. 
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Die Bewilligung ist bis 3 Jahre nach Rechtskraft des Regierungsratsbeschlusses zur Gesamtre­

vision Nutzungsplanung in Gebenstorf befristet. Nach diesem Datum ist jede Rodung verboten. 

3.3 Die bewilligten Rodungsgrenzen sind im Gelände durch die zuständige Nachführungsgeomete­
rin oder den zuständigen Nachführungsgeometer einzumessen und zu verpflocken. Das Ro­

dungsareal ist mit einem festen Zaun abzugrenzen. Die verpflockten Rodungsgrenzen sind 
durch das zuständige Kreisforstamt abnehmen zu lassen. 

3.4 Die Rodungs- und Bauarbeiten haben unter Schonung des ausserhalb der bewilligten Rodungs­
fläche vorhandenen Waldareals zu erfolgen. Es ist insbesondere untersagt, im Waldareal Bau­

baracken zu errichten sowie Aushub, Fahrzeuge und Materialien aller Art zu deponieren. 
Der Oberboden ist im Rodungsareal oder ausserhalb des Waldes separat zwischenzulagern 

und für die Rekultivierung direkt vor Ort wiederzuverwenden. 

3.5 Als Ersatzaufforstung an Ort und Stelle hat die Merz Baustoff AG das rekultivierte Rodungsareal 

im Ausmass von 224 m2 spätestens bis 4 Jahre nach Rechtskraft des Regierungsratsbeschlus­
ses zur Gesamtrevision Nutzungsplanung in Gebenstorf wiederzubestocken. Massgebend ist 

der unter Ziffer 3.2 erwähnte Situationsplan. 

Für die definitive Rodung im Umfang von 412 m2 ist auf den Parzellen Nr. 606 und 612, Ge­
meinde Gebenstorf, bis 4 Jahre nach Rechtskraft des Regierungsratsbeschlusses zur Gesamt­

revision Nutzungsplanung in Gebenstorf Ersatz zu leisten. Massgebend ist der Plan "Rodungs­
ersatzp~an 1: 500", genehmigt durch die Abteilung Wald am 23. September 2020. 

Die Wiederbestockung hat mit standortgemässen Baum- und Straucharten zu erfolgen. Spezi­

elle Weisungen des zuständigen Kreisforstamts bleiben vorbehalten . 

Die Ersatzaufforstungsfläche ist auf eventuell aufkommende Neophyten zu kontrollieren. Diese 

sind mit geeigneten Massnahmen zu bekämpfen. 

3.6 Gestützt auf§ 18 AWaV hat die Gesuchstellerin für die Behandlung des vorliegenden Gesuchs 

die Gebühr von - Franken zu entrichten. Dieser Betrag wird durch die Abteilung Wald in 

Rechnung gestellt. 

3. 7. Der Entscheid über einen durch die Rodungsbewilligung entstehenden erheblichen Vorteil wird 
der Gesuchstellerin durch die Abteilung Wald separat eröffnet. 

3.8 Die Rodung bzw. die Zweckentfremdung von Waldboden darf erst begonnen werden, wenn fol-

gende Voraussetzungen kumulativ erfüllt sind: 

Vorliegen der Rechtskraft aller übrigen Bewilligungen und Zustimmungen, insbesondere des 

rechtskräftigen Nutzungsplanungsentscheids. 

Einmessen und Markierung der Rodungsgrenzen durch die Gesuchstellerin und Abnahme 

durch das Kreisforstamt. 

Fabian Dietiker 

Abteilungsleiter 
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Rechtsmittelbelehrung 

1. Gegen den Rodungsentscheid kann innert einer nicht erstreckbaren Frist von 30 Tagen Be­

schwerde beim Regierungsrat des Kantons Aargau, Regierungsgebäude, 5001 Aarau, geführt 
werden. Die Beschwerdefrist beträgt 30 Tage mit Beginn Publikation Rechtskraft Beschluss Ge­

meindeversammlung. 

2. Die Beschwerdeschrift muss einen Antrag und eine Begründung enthalten, d.h. es ist 

a) anzugeben, wie der Regierungsrat entscheiden soll, und 

b} darzulegen, aus welchen Gründen diese andere Entscheidung verlangt wird. 

3. Auf eine Beschwerde, welche den Anforderungen gemäss den Ziffern 1 und 2 nicht entspricht, 
wird nicht eingetreten. 

4. Eine Kopie des angefochtenen Entscheids ist der Beschwerdeschrift beizulegen. Allfällige Be­

weismittel sind zu bezeichnen und soweit möglich einzureichen. 

5. Das Beschwerdeverfahren ist mit einem Kostenrisiko verbunden, d.h. die unterliegende Partei 
hat in der Regel die Verfahrenskosten sowie gegebenenfalls die gegnerischen Anwaltskosten zu 
bezahlen. 

Wird eröffnet an: 
• Merz Baustoff AG 
• Gemeinderat Gebenstorf 

Kopie an: 
• BAFU, Abteilung Wald, 3003 Bern 
• Revierförster Kurt Vogt 
• Kreisforstamt 2 Baden-Zurzach 
• Departement Bau, Verkehr und Umwelt, Abteilung Raumentwicklung 

(mit Beilagen; A-Post+) 
(mit Beilagen; A-Post+) 

(mit Beilagen) 
(mit Planbeilage) 
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Anhang 
Rechtsgrundlagen 

1. Al/gemeines 
Das Bundesgesetz über den Wald (Waldgesetz, WaG) vom 4. Oktober 1991 (Stand 1. Januar 2017) 
soll den Wald in seiner Fläche und in seiner räumlichen Verteilung erhalten (Art. 1 Abs. 1 Bst. a). Die 
Waldfläche soll nicht vermindert werden (Art. 3). Das Waldgesetz und die Verordnung über den Wald 
(Waldverordnung, WaV) vom 30. November 1992 auf Bundesebene und das Waldgesetz des Kan­
tons Aargau (AWaG) vom 1. Juli 1997, das Dekret zum Waldgesetz des Kantons Aargau (Walddek­
ret, AWaD) vom 3. November 1998 und die Verordnung zum Waldgesetz des Kantons Aargau (A­
WaV) vom 16. Dezember 1998 auf kantonaler Ebene enthalten folgende Rodungsbestimmungen: 

2. Begriff der Rodung (Art. 4 WaG) 
Als Rodung gilt die dauernde oder vorübergehende Zweckentfremdung von Waldboden. 

3. Rodungsverbot und Ausnahmebewilligungen (Art. 5 WaG) 
Rodungen sind verboten (Abs. 1 ). Eine Ausnahmebewilligung darf erteilt werden, wenn der Gesuch­
steiler nachweist, dass für die Rodung wichtige Gründe bestehen, die das Interesse an der Walder­
haltung überwiegen. Das Werk, für das gerodet werden soll, muss zudem auf den vorgesehenen 
Standort angewiesen sein und die Voraussetzungen der Raumplanung sachlich erfüllen. Ausserdem 
darf die Rodung zu keiner erheblichen Gefährdung der Umwelt führen (Abs. 2). Nicht als wichtige 
Gründe gelten finanzielle Interessen, wie die möglichst einträgliche Nutzung des Bodens oder die bil­
lige Beschaffung von Land für nichtforstliche Zwecke (Abs. 3). Dem Natur- und Heimatschutz ist 
Rechnung zu tragen (Abs. 4). Rodungsbewilligungen sind zu befristen (Abs. 5). 

4. Rodungsersatz (Art. 7 WaG) 
Für jede Rodung ist in derselben Gegend mit standortgerechten Arten Realersatz zu leisten (Abs. 1 ). 
Anstelle von Realersatz können gleichwertige Massnahmen zu Gunsten des Natur- und Landschafts­
schutzes getroffen werden in a) Gebieten mit zunehmender Waldfläche oder b} in den übrigen Ge­
bieten ausnahmsweise zur Schonung von landwirtschaftlichem Kulturland sowie ökologisch oder 
landschaftlich wertvoller Gebiete (Abs. 2). Auf den Rodungsersatz kann verzichtet werden bei Ro­
dungen a) von in den letzten 30 Jahren eingewachsenen Flächen für die Rückgewinnung von land­
wirtschaftlichem Kulturland; b) zur Gewährleistung des Hochwasserschutzes und zur Revitalisierung 
von Gewässern; c) für den Erhalt und die Aufwertung von Biotopen nach de·n Artikeln 18a und 18b 
Absatz 1 des Bundesgesetzes vom 1. Juli 1966 über den Natur- und Heimatschutz {Abs. 3). Wird 
nach Absatz 3 Bst. a rückgewonnenes landwirtschaftliches Kulturland innerhalb von 30 Jahren einer 
anderen Nutzung zugeführt, so ist der Rodungsersatz nachträglich zu leisten {Abs. 4). 

5. Ausgleich erheblicher Vorteile (Art. 9 WaG) 
Entstehen mit einer Rodungsbewilligung erhebliche Vorteile, ist eine Ausgleichsabgabe zu entrichten 
(Art. 9 WaG und § 8 AWaG). Die Höhe der Ausgleichsabgabe ist in § 1 AWaD geregelt. Die Abtei­
lung Wald legt die Abgabe fest und eröffnet sie wenn möglich gleichzeitig mit der Rodungsbewilli­
gung (§ 19 AWaV). 

6. Zuständigkeit (Art. 6 WaG) 
Ausnahmebewilligungen für Rodungen im Rahmen von eidgenössischen Bewilligungsverfahren er­
teilen die zuständigen Bundesbehörden (Abs. 1 Bst. a). In kantonalen Bewilligungsverfahren ist die 
Abtei lung Wald des Departements Bau, Verkehr und Umwelt für den Rodungsentscheid zuständig 
(§ 7 Abs . 1 AWaG und§ 12 AWaV). Für Rodungen, die in die kantonale Zuständigkeit fallen und de­
ren massgebliche Rodungsfläche gemäss Art. 6 WaV über 5000 m2 beträgt, ist das BAFU vor dem 
Entscheid anzuhören. 
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